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Glaubwürdigkeit der Schweiz erhalten
Seit dem Nein zur EWR-Abstimmung von 1992 sind Bundesrat, 
Parlament und der Souverän mit grossem Verhandlungs-, Ressour-
cen- und Abstimmungsaufwand erfolgreich den bilateralen Weg mit 
der EU gegangen. Und dieser Weg muss weitergehen.

Inhalt

Gemeinsam zum Erfolg

«Die FDP profitiert von ihrer neuen 
Parteidisziplin»: So und ähnlich wa-
ren die Titel von Zeitungsartikeln zu 
einer neuen Studie des geogra-
fischen Instituts der Universität Zü-
rich, welche Geschlossenheit und 
Erfolg von Fraktionen analysierte. 
Damit sind erste Voraussetzungen 
gegeben, dass wir dank einer kla-
ren Politik Vertrauen gewinnen und 
somit die Wahlen auf kantonaler 
und 2011 nationaler Ebene gewin-
nen können.  Seite 3

AHV

Der Abstimmungssonntag vom 
30. November 2008 hat gezeigt: 
Die Bürgerinnen und Bürger sind 
gegen eine einseitige Flexibilisie-
rung des AHV-Alters nach unten. 
Die AHV-Initiative der Gewerk-
schaften und linken Parteien sah 
eine faktische Senkung des Renten-
alters von derzeit 64 bzw. 65 auf 
62 Jahre vor, verbunden mit einem 
Arbeitsverbot. Seite 7

Wert der Sicherheit

Unser Land braucht eine gute und 
starke Milizarmee. Sicherheit und 
Freiheit bilden das Fundament, auf 
dem unser Land steht. Die FDP 
setzt sich ein für eine glaubwürdige 
und leistungsfähige Armee. Konso-
lidieren, modernisieren, weiterent-
wickeln. Seite 21/22

Im Frühjahr 2009 werden wir er-
neut über den bilateralen Weg ab-
stimmen können. Die FDP enga-
giert sich an vorderster Front für ein 
JA zur Weiterführung und Ausdeh-
nung der Personenfreizügigkeitsab-
kommen mit der EU. Die Fakten 
sind klar: Der bilaterale Weg bringt 

der Schweiz Arbeitsplätze und Wohl-
stand. Mit der Personenfreizügig-
keit ist Wachstum in der Schweiz 
wieder Realität. In dem Moment, in 
dem sich in der Schweiz ein wirt-
schaftlicher Abschwung bemerkbar 
macht, wäre es unverantwortlich, 
die bilateralen Beziehungen mit der 

EU aufs Spiel zu setzen. In diesen 
Zeiten sind wirtschaftliche Allein-
gänge ein Risiko. Aus diesem 
Grund kann es nur ein klares JA 
zum bilateralen Weg geben. 

 Seite 10

Die bestehenden Brücken dürfen nicht abgebaut werden: Ja zu den Bilateralen!



2 Nr. 10/2008FDP

Unter Freisinnigen

Geits no?
Die FDP und die Liberalen haben 

gehandelt, bevor der Wirtschafts-
abschwung in aller Munde war. Im 
vergangenen September hat die 
FDP-Fraktion eine Initiative einge-
reicht, um die kalte Progression be-
reits im Jahr 2009 auszugleichen. 
Ziel ist, den Steuerzahlern jenen 
Betrag zurückzuzahlen, welchen sie 
aufgrund der steigenden Teuerung 
gar nicht versteuern müssten. 
Die se einfache und schnelle Mass-
nahme senkt die Steuerrechnungen 
aller Bürgerinnen und Bürger um 
gesamthaft 600 Millionen Franken. 
Dabei wird vor allem der Mittel-
stand entlastet, der 510 Millionen 
Franken zurückerhält: 240 Millio-
nen für Einkommen unter 100 000 
Franken, 270 Millionen für Einkom-
men zwischen 100 000 und 

200 000 Franken. Damit haben die 
Bürgerinnen und Bürger mehr Geld 
im Portemonnaie – sie können 
mehr konsumieren und investieren. 
Die Wirtschaftskommission des 
Nationalrates hat Mitte Oktober der 
FDP-Forderung nach vorzeitigem 
Ausgleich zugestimmt. Dennoch 
haben sich an der Sitzung der stän-
derätlichen WAK CVP und SP verei-
nigt, um diese wichtige Massnahme 
zu verhindern. Damit steht fest: 
CVP und SP reden viel darüber, die 
Wirtschaft zu unterstützen. Wenn 
es aber um konkretes Handeln 
geht, vergessen Linke und Christ-
demokraten ihre grossen Worte. 
Wenn es um steuerliche Entlas-
tung, Kaufkrafterhöhung und Siche-
rung der Arbeitsplätze geht, ma-
chen sie sich aus dem Staub.

Kopf des Monats
Léonard Bender, Präsident FDP Wallis

FDP und LPS dürfen sich über 
das historische Ergebnis bei den 
Gemeindewahlen im Wallis freuen. 
In den Gemeinden Sion und Sierre 
konnte die neue Partei je das Ge-
meindepräsidium gewinnen. Das 
Stadtpräsidium in Sion ist in den 
letzten 160 Jahren immer eine CVP-
Festung gewesen. Die Wahl von 
Marcel Maurer ist somit ein histo-
rischer Wahlsieg. Auch in Siders ge-
wannen die «FDP. Die Liberalen» 
das Stadtpräsidium dank einem 
hervorragenden Resultat von Fran-
çois Genoud. 24 Gemeinde- und 
Stadtpräsidenten und 27 Vizeprä-
sidenten: Die Gemeindewahlen im 
Wallis sind ein klarer Beweis des 
Wählers für die neue Partei. Diese 

Léonard Bender, 
der Kopf des Monats.

guten Resultate unterstreichen, 
dass der Zusammenschluss von 
FDP und LPS die liberalen Kräfte 
stärkt. Léonard Bender, Präsident 
der «FDP. Die Liberalen», führte die 
neue Partei zu diesem historischen 
Wahlsieg. Anstelle der Gewählten 
und aller Beteiligten ist er unser 
Kopf des Monats.

Bundesräte und das Volk
Über die Beziehung zwischen Bundesräten und Volk wird viel geschrieben. Eine entschei-
dende Komponente bleibt, dass deren Politik in Volksabstimmungen gestützt wird. 

Mit Freude darf ich feststellen, 
dass das Volk in den drei letzten 
Abstimmungen, welche mein De-
partement betreffen, dem Bundes-
rat gefolgt ist (AHV-Initiative, Betäu-
bungsmittelgesetz, Hanfinitiative). 
Dies sind also der 16., 17. und 
18. Abstimmungserfolg in meiner 
Bundesratszeit. Dem stehen eine 
«halbe» Niederlage bei der Vorlage 
für eine Gesundheitsverfassung 
und die Niederlage bei den beiden 
AHV-Abstimmungen im Jahre 2004 
gegenüber. Voraussichtlich im Mai 
2009 kommen zudem die schwie-
rige Vorlage zur Abtrennung des IV-
Fonds vom AHV-Fonds und die da-
zugehörige IV-Finanzierung an die 
Urne.

Obwohl die Volksabstimmungen 
nur ein relativ kleines Muster wich-
tiger Vorlagen aufzeigen (gegen an-
dere wichtige Projekte ist kein Re-
ferendum ergriffen worden oder 
diese wurden mittels Verordnung 
eingeführt), stellen die Abstim-
mungskämpfe doch wesentliche, 

öffentlich wahrgenommene Pfeiler 
der Tätigkeit eines jeden Bundes-
rats dar.

Aus meiner EVD-Zeit stechen si-
cher die Annahme des Arbeitslo-
senversicherungsgesetzes, die An-
nahme des bilateralen Vertrags-
werks l sowie die klare Ablehnung 
der Initiative zur Arbeitszeitverkür-
zung hervor. Aus EDI-Sicht sei an 
verschiedene Bildungs- und For-

schungsprojekte (Bildungsverfas-
sung, Stammzellenforschungsge-
setz) oder an familienpolitische Vor-
lagen (Mutterschaftsversicherung, 
Kinderzulagengesetz) erinnert. 
Aber auch sozialpolitische Eckpfei-
ler (5. IV-Revision) und gesundheits-
politische Grundsatzentscheide 
(klare Ablehnung der SP-Gesund-
heitsinitiative, klare Ablehnung der 
Initiative für eine Einheitskranken-
kasse) standen im Mittelpunkt des 
Interesses. Am 30. November 2008 
haben die Stimmbürger nun die 
AHV-Gewerkschafts-Initiative abge-
lehnt und sind dem vom Bundesrat 
eingeschlagenen pragmatischen 
Weg in der Drogenpolitik gefolgt (Ja 
zur Revision des Betäubungsmittel-
gesetzes, Nein zur Hanfinitiative).

Für all diese Erfolge bin ich sehr 
dankbar. Fast immer konnte ich auf 
die tatkräftige Unterstützung der 
FDP zählen. Im Mai nächsten Jah-
res steht voraussichtlich eine wei-
tere schwierige Abstimmung über 
die IV bevor. Hauptziel der Reform 

ist die Abtrennung des IV-Fonds 
vom AHV-Fonds. So soll die AHV 
nicht mehr unter der Last des IV-
Defizits leiden. Damit die finanzi-
elle Konsolidierung Erfolg hat, 
muss allerdings während sieben 
Jahren der IV-Fonds mit zusätz-
lichen 0,4 MWSt-Prozenten alimen-
tiert werden. Es freut mich beson-
ders, dass die Konferenz der kan-
tonalen Parteipräsidenten und die 
Geschäftsleitung einstimmig die 
Ja-Parole empfehlen.

Ich wünsche allen FDP-Mitglie-
dern eine schöne Weihnachtszeit 
und ein gutes neues Jahr.

Pascal Couchepin

Pascal Couchepin
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Brennpunkt

Zukunft

Gemeinsam zum Erfolg 
«Die FDP profitiert von ihrer neuen Parteidisziplin»: So und ähnlich waren die Titel von Zei-
tungsartikeln zu einer neuen Studie des geografischen Instituts der Universität Zürich, 
welche Geschlossenheit und Erfolg von Fraktionen analysierte. Nicht nur im Rat zeitigt un-
ser geschlosseneres Auftreten somit Früchte, sondern es wird auch in den Medien und 
damit beim Wähler wahrgenommen. 

onierung der Nationalratskandi-
daten 2007 auf der Basis von 
Smartvote denn auch bei der FDP 
ein Manko an Geschlossenheit na-
mentlich bei Kernthemen. Genau 
dort sei Geschlossenheit aber zen-
tral für die Erkennbarkeit der Partei 
und damit für den Wahlerfolg. 

Die Lehren aus den vergangenen 
Jahren haben die Delegierten der 
FDP Schweiz gezogen. Sie be-
schlossen an der Delegiertenver-
sammlung im Januar 2008 eine 
Her ausfordererstrategie. Diese fin-
det auch bei der FDP-Liberale-Frak-
tion Niederschlag. Namentlich in 
Kernthemen und strategisch wich-
tigen Geschäften ist die Fraktion 
heute geschlossen. Sie ringt um 
Positionen, was gut und wichtig ist, 
bei der Abstimmung hält sie aber 
zusammen. Dieses Rezept hat Er-
folg: 2007–2008 gewann unsere 
Fraktion 90% der Abstimmungen. 
Andere Parteien versuchen immer 
weniger, zusammen mit einigen ab-
weichenden Fraktionsmitgliedern 
eine Mehrheit zu bilden. Hier haben 
wir den Tisch gekehrt: Heute ist es 
vermehrt die FDP, die dank klarer 
und früh kommunizierter Position 
andere Parteien zum Einschwenken 
bringt oder spaltet. Ich danke den 
Fraktionsmitgliedern für diese er-
folgreiche Zusammenarbeit. 

 Wieder- und neugewählte FDP- 
und LPS-Parlamentarier haben die 
gleichen, verbindenden Ziele. Ers-
tens: dank einer klaren Linie und li-
beralen Forderungen die Politik der 
Schweiz gerade in wirtschaftlich 
schwierigeren Zeiten zu bestim-
men. Zweitens: mit dieser Politik 
bei den Wählern erkannt und aner-
kannt zu werden. Auf dem Erfolg 
des zu Ende gehenden Jahres kön-

nen wir aufbauen. In den kommen-
den Jahren stimmen unsere 
Kernthemen mit den Sorgen der 
Bürgerinnen und Bürger überein: Ar-
beitsplätze schaffen, sichere Sozi-
alwerke und ein schlanker, bürger-
naher Staat. Damit sind die Voraus-
setzungen gut, dass wir dank einer 

klaren Politik Vertrauen gewinnen 
und die Wahlen auf kantonaler und 
2011 auf nationaler Ebene gewin-
nen.

Gabi Huber

Von Gabi Huber, 
Fraktionspräsidentin

Die FDP hatte bisher den Ruf ei-
ner besonders undisziplinierten 
Fraktion. Nicht verwunderlich, dass 
in Umfragen nach den Wahlen 
2007 die fehlende Linie der Partei 
und ihrer Exponenten kritisiert 
wurde. Die Partei und namentlich 
die Fraktion wurden als wenig fass-
bar erachtet. In unserem Wahlsys-
tem ist das ein Nachteil: Bei Wahlen 
entscheiden sich Schweizer und 
Schweizerinnen für Parteien oder 
Personen, welche in für sie wich-
tigen Themen eine klare Linie ver-
treten. Ausgeglichenheit der Posi-
tion ist weniger wichtig. Denn 
sollten die Gewählten mit ihren Po-
sitionen übertreiben, ist die Wahr-
scheinlichkeit eines Referendums 
hoch. Damit verfügt unser System 
über ein natürliches Korrektiv ge-
gen extreme Lösungen im Parla-
ment, was aber gleichzeitig Par-
teien mit sehr klaren Positionen in 
Wahlen begünstigt. 

Noch in alter Tradition erkannte 
eine Studie der IDHEAP zur Positi-
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Veranstaltungshinweis

Die nächste Delegiertenversammlung findet am 28. Fe-

bruar 2009 in Bern statt. Das detaillierte Programm stel-

len wir Ihnen in der nächsten Ausgabe vor.

Bern 
Bild: Keystone

Veranstaltung

Agenda 2009

Februar
6./7.  Fraktionsseminar
8.  Eidg. Abstimmungen
20./21.  Vorsessionale Fraktionssitzung
27.  Sekretären-Konferenz/PPK/GL
28.  Delegiertenversammlung 

März
2.–20.  Frühjahrssession
5.  Geschäftsleitung

April
24.  Sekretären-Konferenz/PPK/GL 
25.   Delegiertenversammlung 
27.–30.  Sondersession Nationalrat

Mai
15./16.  Vorsessionale Fraktionssitzung
17.  Eidg. Abstimmungen
25. 5.–12. 6. Sommersession (1.6. = Pfingstmontag) 
28.  Geschäftsleitung

Juni
3.   Ausflug der FDP-Fraktion 

der Bundesversammlung
26.  Sekretären-Konferenz/PPK/GL
27.  Delegiertenversammlung 

August
28./29.  Vorsessionale Fraktionssitzung

September
7.–25.  Herbstsession
10.  Geschäftsleitung
12.  Tag der FDP-Parlamentarier
27.  Eidg. Abstimmungen

Oktober
16.  Sekretären-Konferenz/PPK/GL
17.  Delegiertenversammlung

November
13./14.  Vorsessionale Fraktionssitzung
23. 11.–11.12. Wintersession
25.  Wahlfeier Stände- und Nationalratspräsident
26.  Geschäftsleitung
29.  Eidg. Abstimmungen

Dezember
2.   Wahl des Bundespräsidenten und des Vizepräsi-

denten des Bundesrates
3.  Wahlfeier des Bundespräsidenten
10.  Weitere Feiern

Kälteschock 
für die Steuerzahler?

Liberale und Freisinnige fordern den sofortigen Ausgleich der kal-
ten Progression, CVP und SP blockieren das Dossier.

Unterschreiben Sie unsere Petition

www.fdp.ch

Die kalte Progression ist eine
schmerzhafte Angelegenheit: Sie lässt
die Steuern steigen, aber nicht die
Kaufkraft!
Wird sie 2009 nicht ausgeglichen,
werden die Steuerzahler 600 Millionen
zuviel zahlen!
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Kanton St. Gallen

FDP setzt der Novembersession
ihren Stempel auf

Die FDP konnte ihre Anliegen in der Novembersession des St. Gal-
ler Kantonsrates durchsetzen

Als wichtigstes Geschäft der Novembersession war das Budget 2009 
traktandiert. Dank der FDP wird der Staatssteuerfuss um 10 Steuerpro-
zente reduziert. Im Hinblick auf die sich verschlechternde Konjunktur ist 
diese Reduktion eine äusserst sinnvolle Massnahme. Die FDP unter-
stützte auch eine Lohnerhöhung beim Staatspersonal um 3 Prozent. 
Die se Massnahme ist ein Bekenntnis für die grosse Wertschätzung des 
Staatspersonals. Die FDP freut sich auch, dass ihre Motion zur steuer-
lichen Entlastung der Kinderbetreuungskosten mit 69:3 Stimmen deut-
lich überwiesen wurde.

Kanton Zürich

Ökologische Motorfahrzeugsteuern
Die FDP will ökologischere und verursachergerechtere Motorfahr-
zeugsteuern

Die FDP-Fraktion im Zürcher Kantonsrat fordert in einer Motion, dass 
die Motorfahrzeugsteuern ökologischer und verursachergerechter wer-
den. Es sollen Anreize zu ökologischem Verhalten gesetzt werden, ohne 
aber das Steueraufkommen insgesamt zu erhöhen. Das heutige Ver-
kehrsabgabegesetz stammt aus dem Jahre 1966 und ist veraltet. Mit 
Steuerermässigungen für den Erwerb umweltfreundlicher Fahrzeuge müs-
sen die richtigen Anreize gesetzt werden. Die FDP fordert auch ein kluges 
Anreizsystem für alternative Antriebstechnologien.

Kanton Basel-Stadt

FDP erwirkt ein Wegweisungsgesetz
FDP-Regierungsrat Hanspeter Gass bringt das Wegweisungsge-
setz durch den Grossen Rat

Der Gesetzesvorschlag vom freisin-
nigen Regierungsrat Hanspeter Gass 
setzt sich im Grossen Rat gegenüber 
einem zahnlosen SP-Gegenvorschlag 
durch. Möglich wurde dieser FDP-Er-
folg im rot-grün dominierten Basler 
Grossen Rat mit einer Koalition aller 
vernünftigen Kräfte. Das Gesetz von 
Gass beruht auf einer Motion von FDP-
Parteipräsident Daniel Stolz. Für Weg-
weisungen braucht es eine klare ge-
setzliche Grundlage mit einer genauen 
Regelung. Diesem Anspruch wird das 
Gesetz von Regierungsrat Gass ge-
recht. 

Aus den Kantonen

Kanton Luzern

Neuer Geschäftsführer
Der Nachfolger von Othmar Wüest ist bestimmt

Sascha Kretz heisst der neue Mann an der FDP-Schaltzentrale in Lu-
zern. Der 37-jährige Luzerner wird ab Januar 2009 die Nachfolge von Oth-
mar Wüest antreten. Sascha Kretz hat in Zürich Publizistik, Politikwissen-
schaft sowie Wirtschafts- und Sozialgeschichte studiert und gilt als Mar-
ketingfachmann. Zuletzt war er bei Ringier AG als Verantwortlicher für 
den Einzelverkauf Zeitschriften tätig. Wir wünschen Sascha Kretz einen 
guten Start und viel Erfolg!

Kanton Solothurn

Zeichen des Vertrauens
Die Solothurner Freisinnigen treten mit Esther Gassler und Chris-
tian Wanner zu den Regierungsratswahlen an.

Die Delegierten der Solothurner FdP haben Christian Wanner und Es-
ther Gassler für eine weitere Amtsperiode im Regierungsrat nominiert. 
In schwierigen Zeiten setzen die Solothurner Freisinnigen auf Vertrau-
enspersonen. Finanzdirektor Wanner steht für gesunde Staatsfinanzen 
und Volkswirtschaftsdirektorin Esther Gassler für gute Rahmenbedin-
gungen für die Solothurner Wirtschaft. Die Delegierten haben auch be-
schlossen, im Alleingang und ohne Listenverbindungen in die Kantons-
ratswahlen zu steigen. Eine entsprechende Anfrage der SVP haben sie 
damit abgelehnt. 

Kanton Aargau

FDP erobert Spitzenplatz
FDP-Regierungsrat Peter C. Beye-
ler erzielte das beste Ergebnis bei 
den Aargauer Regierungsrats-
wahlen

Die Regierungsratswahlen im Kan-
ton Aargau sind für die FDP erfolg-
reich verlaufen. Baudirektor und FDP-
Regierungsrat Peter C. Beyeler 
schaffte es mit 93 671 Stimmen auf 
den Spitzenplatz. Das Verdikt des 
Aargauer Stimmvolkes ist als Aner-
kennung der guten Leistungen von 
Peter C. Beyeler zu werten. Die Prä-
sidentin der Aargauer FDP Doris Fi-
scher-Taeschler blieb mit 59 619 nur 
knapp unter dem absoluten Mehr. Es 
wird ein zweiter Wahlgang nötig. Es 
steht noch nicht fest, ob Doris Fi-
scher-Taeschler zum zweiten Wahl-
gang antritt. Wir gratulieren den bei-
den FDP-Kandidaten zu ihrem Wahl-
resultat und danken ihnen für ihren 
engagierten Wahlkampf. Hanspeter Gass

Doris Fischer

Peter Beyeler
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FDP Vereinigung Öffentlicher Dienst

Vorstand/Geschäfte

Gestärkt in die Zukunft!
Der Vorstand der FDP Vereinigung Öffentlicher Dienst wurde anlässlich der Generalver-
sammlung vom 6. November 2008 in seiner Arbeit für das vergangene Geschäftsjahr be-
stätigt und die Mitglieder wählten einen neuen Präsidenten und Vizepräsidenten.

Von Beat Schlatter, 
Vizepräsident

Am 6. November 2008 führte die 
FDP Vereinigung Öffentlicher Dienst 
ihre ordentliche Generalversamm-
lung durch. Als Ehrengäste be-
grüsst werden durften Frau Natio-
nalrätin Gabi Huber, Fraktionspräsi-
dentin FDP-Bundeshausfraktion, 
Herr Stefan Brupbacher, Generalse-
kretär FDP Schweiz, und Herr Ad-
rian Michel, Kampagnenassistent 
im Generalsekretariat.

Ebenfalls, und in seiner Funktion 
als Mitglied der FDP Öffentlicher 
Dienst, konnte auch Herr André 
Blattmann, CdA a. i., begrüsst wer-
den. Leider mussten sich Herr Ful-
vio Pelli, Herr Kurt Fluri und leider 
sehr kurzfristig Frau Christa Mark-
walder entschuldigen. 

Bei den Geschäften ging es – 
chronologisch – um die Abnahme 
des Protokolls der letzten General-
versammlung. Dieses Protokoll 
wurde von der Generalversamm-
lung einstimmig angenommen. An 
dieser Stelle gebührt Frau Eva 
Schneeberger für das Verfassen 
des Protokolls ein herzlicher 
Dank. 

Der Jahresbericht des Vizepräsi-
denten wurde zu Beginn der Ver-
sammlung aufgelegt und beim 
entsprechenden Traktandum noch-
mals verlesen. Auch der Jahres-
bericht wurde einstimmig von der 
Versammlung genehmigt.

Die Rechnung des vergangenen 
Geschäftsjahres wurde vom Kas-
sier, Herr Andreas Gertsch, präsen-
tiert und durch die Revisoren den 
Mitgliedern zur Déchargeerteilung 
empfohlen. Goutiert wurde dies von 
den Anwesenden per Akklama-
tion. 

Im Folgenden wurde auch dem 
Antrag der Beibehaltung der Mit-
gliederbeiträge zugestimmt.

Die in Traktandum 9 und 10 zur 
Beratung kommenden Pendenzen 
waren die Wahlen. Wahlen, welche 
der Vereinigung eine Stabilität für 
die Zukunft geben sollen. 

Die Mitglieder folgten vollum-
fänglich den Anträgen des Vor-
standes und wählten einstimmig 
Marcel Paolino zum Präsidenten 
und Beat Schlatter zum Vizepräsi-
denten. Des Weiteren wurde Herr 
Marc Siegenthaler zum neuen Re-
visor gewählt.

Geschäfte 2009
Die Schwerpunkte, welche sich 

der Vorstand für das Geschäftsjahr 
2009 gesetzt hat, sind vielfältig 
und werden arbeitsintensiv sein.

Im Vordergrund der Aktivitäten 
soll das Wachstum unserer Verei-
nigung stehen. Unser erklärtes Ziel 
ist es, im nächsten Jahr 10–12% 
Mitgliederzuwachs zu generieren. 
Hierbei ist die Mitarbeit unserer 
Mitglieder gefragt. Diese sind auf-
gerufen, im nächsten Jahr mindes-
tens je ein Neumitglied zu akquirie-
ren. 

Damit kann auch unsere Attrak-
tivität innerhalb der Bundesverwal-
tung gesteigert werden.

Weiter geht es darum, unseren 
Namen und unsere Ideen in die 
Kassenkommission respektive die 
Delegiertenversammlung der 
PUBLCA einzubringen. Hier wollen 
wir ein klares Gegengewicht zu den 
eher linkslastigen Personalverbän-
den sein.

Das besondere Augenmerk des 
Vorstandes gilt jedoch klar dem Re-
putationsmanagement. Unter Re-

putationsmanagement verstehen 
wir die Gesamtheit aller systema-
tischen Aktivitäten, die dem Auf-
bau, der Erhaltung und Verbesse-
rung einer positiven Reputation die-
nen. Ziel ist es, damit unseren Wert 
nachhaltig zu steigern. Für uns ist 
dies eine Verpflichtung zu einer ver-
antwortungsvollen Kommunikation 
mit allen Interessensgruppen und 
soll unsere Kultur reflektieren. Im 
Besonderen soll der intensive und 
vermehrte Austausch sowohl mit 
der Bundesverwaltung wie auch mit 

allen FDP-Gremien gefördert und in-
tensiviert werden.

Unser Ziel ist und bleibt, für die 
«FDP. Die Liberalen.» ein starker 
und unverzichtbarer Partner in der 
Bundesverwaltung zu werden.

Wir danken allen unseren Mitglie-
dern für die aktive Teilnahme im 
vergangenen Geschäftsjahr und 
wünschen allen 

frohe Weihnachten und ein 
gutes neues Jahr.

Der Vorstand nach der Wahl (v. l. n. r.): Beat Schlatter, Vizepräsident; 
Eva Schneeberger, Beisitzerin und Protokoll; Kurt Hess, Beisitzer; 
Vera Marantelli, Beisitzerin; Marcel Paolino, Präsident. Leider nicht 
auf dem Bild ist Andreas Gertsch, Kassier.

Veranstaltungskalender 2009
4. März 2009
Besuch bei der Schweizerischen Nationalbank SNB in Bern 
Treffpunkt: siehe Google Maps
17.00 Uhr: Eintreffen der Gäste im Konferenzgeschoss der SNB, Amt-
hausgasse 22. 17.10 Uhr: Referat über die SNB. 18.00 Uhr: Besuch 
des Notenmuseums. 18.30 Uhr: Apéro. 19.00 Uhr ca.: Schluss der Ver-
anstaltung

Möchten Sie Mitglied werden?
Sind Sie liberal denkend? Sind Sie eventuell sogar in einer FDP-Orts-
partei? Arbeiten Sie im öffentlichen Dienst? Sind Sie an einer Mit-
gliedschaft interessiert? Rufen Sie Herrn Beat H. Schlatter an 
(079 582 39 20) oder finden Sie unter www.fdp-od.ch das entspre-
chende Anmeldeformular.Internet: www.fdp-od.ch
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AHV

Echte Flexibilisierung und Nachhaltigkeit bei der AHV
Die Bürgerinnen und Bürger haben sich für eine nachhaltige AHV und gegen eine unver-
antwortbare Sozialpolitik ausgesprochen. Die AHV-Initiative hätte Mehrkosten von über 
einer Milliarde Franken pro Jahr verursacht. 

Von Philippe Gubler, 
politischer Sekretär FDP CH

 Die FDP setzt sich für eine auf 
lange Frist gesicherte AHV ein. Von 
diesem Sozialwerk, das unsere El-
tern und Grosseltern aufgebaut ha-
ben, sollen auch die heutigen und 
kommenden Generationen profitie-
ren können. 

Das überaus wuchtig ausgefal-
lene Nein zur AHV-Initiative ist auch 
für eine nachhaltig sichere AHV. Die 
bis zur Abstimmung sistierte Dis-
kussion über die 11. AHV-Revision 
in der ständerätlichen Sozialkom-
mission muss nun umgehend wie-
der aufgenommen werden. Ein 
wichtiger Kernpunkt dieser Diskus-
sion ist das rasche Vorantreiben 
der Flexibilisierung des ordent-
lichen Rentenalters. Für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer ist 
eine individuelle und flexible Pensi-
onierung das zentrale Anliegen. 
Dazu braucht es aber eine echte 
Flexibilisierung nach unten und 
nach oben. Nach heutigem Recht 
können Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer die Rente 2 Jahre vor 
dem ordentlichen Rentenalter be-
ziehen, mit entsprechender versi-
cherungsmathematischer Kürzung. 
Nach dem 64. bzw. 65. Altersjahr 
kann die Rente jährlich maximal bis 
zum 70. Altersjahr aufgeschoben 
werden. Das Aufschieben der Rente 
führt zu einer Verbesserung der 
späteren Rentenleistung. 

Flexibilisierung
Die Möglichkeiten für einen fle-

xiblen Altersrücktritt sind also in 
Ansätzen gemäss heutigem Recht 
vorhanden, müssen aber den wach-
senden Bedürfnissen von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern 
nach einer umfassenden Flexibili-
sierung nach unten und nach oben 
schnellstmöglich angepasst wer-

den. So sollte es in Zukunft mög-
lich sein, ab 62 Jahren eine Voll-
rente sowie ab 60 Jahren eine 
halbe Rente zu beziehen mit ent-
sprechender versicherungsmathe-
matischer Kürzung. Im Gegensatz 
zur abgelehnten AHV-Initiative soll 
das Weiterarbeiten jederzeit mög-
lich sein, unabhängig davon, ob die 
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer 
eine Teilrente beziehen. Ein Teilbe-
zug der Rente mit vermindertem 
Arbeitspensum kommt vor allem 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern entgegen, welche körper-
lich schwere Arbeit verrichten. Bei 
Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern mit bescheidenem Ver-
dienst fällt die AHV-Rente bei einem 
Vorbezug bescheiden aus. Bereits 
heute ist es aber für Personen mit 
bescheidenem Verdienst möglich, 
zur AHV-Rente Ergänzungsleis-
tungen zu beziehen. Diesen Per-
sonen soll zusätzlich ermöglicht 
werden, ihre aufgrund des Vorbe-
zugs tiefer ausfallende Rente ab or-
dentlichem Rentenalter 65 mittels 
Weiterarbeit bis bspw. 68 aufzu-
bessern. 

Das momentane Frauenrentenal-
ter 64 ist zukünftig an dasjenige 
der Männer anzupassen. Aus Grün-
den der Gleichberechtigung und der 
Tatsache, dass immer wie mehr 
Frauen einer geregelten Arbeit 
nachgehen, berechtigt einen sol-

chen Schritt. Hier können Über-
gangsregeln eingeführt werden, wo-
nach die Frauen beispielsweise 
während fünf Jahren bei einem Ren-
tenvorbezug von einer tieferen ver-
sicherungsmathematischen Kür-
zung profitieren würden. Neben 
dem Ausbau der Flexibilisierungs-
möglichkeiten nach unten soll das 
Weiterarbeiten nach 65+ flexibler 
gehandhabt und mit Anreizen aus-
gestattet werden. 

Der Aufschub der ganzen oder hal-
ben Rente soll monatlich möglich 
sein. Das Aufschieben der Rente soll 
auch weiterhin zu einer späteren hö-
heren AHV-Rente führen. Durch das 
Einzahlen der AHV-Beiträge nach 
65+ können Beitragslücken bei der 
AHV-Rente geschlossen werden. Um 
das Weiterarbeiten bei denjenigen Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
zu fördern, welche bereits die Maxi-
mal-AHV-Rente bekommen würden, 
könnten zusätzliche Geldleis tungen 
– beispielsweise auf die monatliche 
Lohnauszahlung – ausbezahlt wer-
den. EU-Länder wie Italien wenden 
diese Praxis an oder sind daran di-
ese zu prüfen. 

Nachhaltigkeit
Die von der FDP angestrebte und 

vorgeschlagene Flexibilisierung des 
Rentenalters sowie die Erhöhung 
des Frauenrentenalters auf 65 
Jahre wird auf längere Sicht allein 
die AHV nicht nachhaltig sichern 
können. Die 11.  AHV-Revision 
macht hier einen ersten Schritt in 
Richtung nachhaltige Sicherung der 
AHV, in dem der Bundesrat zukünf-
tige Rentenanpassungen via Lohn- 
und Preisindex (Mischindex) mit 
dem Stand des AHV-Ausgleichs-
fonds koppeln möchte. Fällt der 
Ausgleichsfonds unter einer be-
stimmten Marke einer jährlichen 
Ausgabe, so wird der Mischindex 

teilweise oder ganz ausgesetzt. 
Auch hier ist eine substanzielle Ver-
besserung bei der 11. AHV-Revi-
sion notwendig: Die nachhaltige Si-
cherung der AHV soll sich nach den 
jährlichen Einnahmen und Ausga-
ben orientieren. Wenn die AHV wäh-
rend dreier Jahre mehr ausgibt, als 
sie einnimmt, so wird als Sofort-
massnahme der Mischindex aus-
gesetzt. Das vorgeschlagene Mo-
dell kann zusätzlich mit dem AHV-
Ausgleichsfonds gekoppelt werden, 
wobei zwingend die freien verfüg-
baren Mittel als seriöse Berech-
nungsbasis verwendet werden müs-
sen. Der Bundesrat wird zudem auf-
gefordert, innerhalb eines Jahres 
automatisch eine umfassende 
AHV-Revision zu unterbreiten, wel-
che die finanzielle Nachhaltigkeit 
der AHV garantiert. Diese Mass-
nahmen sind griffiger, transpa-
renter und einfacher als diejenigen, 
welche der Bundesrat vorschlägt. 

Die Flexibilisierung des Renten-
alters ist konsequent weiterzufüh-
ren. Das Weiterarbeiten nach 65+ 
ist in gesellschafts- und wirtschafts-
politischer Sicht zu begrüssen: 
Zum einen bezahlen diese Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
weiterhin AHV-Beiträge. Zum ande-
ren entlasten sie bei einem freiwil-
ligen Aufschub zusätzlich die AHV. 
Schlussendlich generiert das Wei-
terarbeiten respektive das erarbei-
tete Einkommen nach 65+ zusätz-
liche wertvolle Steuererträge. Ziel 
der Flexibilisierung ist es, das Ren-
tenalter zukünftig nur mehr als 
Funktion eines «Regelrentenalters» 
zu verstehen. Das Ziel ist es, dass 
das individuelle Rentenalter in je-
dem Einzelfall frei gewählt werden 
kann, bei früherem Rentenbezug 
die Rente jedoch gekürzt wird und 
bei einem freiwilligen Aufschub ver-
grössert werden kann. 

Philippe Gubler

Aktuell
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Chance des Monats

Die FDP begrüsste den Entscheid des Bundesrats, die Ausschaffungs-
initiative abzulehnen und ihr einen indirekten Gegenvorschlag gegen-
überzustellen. Bereits Anfang September hat die FDP einen entspre-
chenden Vorschlag präsentiert und im Parlament eingereicht. Im Bereich 
der Gewaltkriminalität besteht Handlungsbedarf. Im Gegensatz zur Volks-
initiative löst der Vorschlag der FDP das Problem klar, rasch und pragma-
tisch. Der krasse Missbrauch des schweizerischen Gastrechts muss kon-
sequent geahndet werden. Die Ausschaffungsinitiative löst dieses Pro-
blem aber nicht – im Gegenteil: Neue Probleme würden geschaffen. 
Deshalb hat die FDP einen ausformulierten indirekten Gegenvorschlag 
zur Ausschaffungsinitiative vorgelegt. Dieser Gegenvorschlag ist klar, 
pragmatisch und entspricht den Grundsätzen von Verfassung und Völker-
recht – alles Anforderungen, welche die Initiative nicht erfüllt. SVP und 
SP haben den Gegenvorschlag in der staatspolitischen Kommission des 
Nationalrates nicht unterstützt. Das zeigt, dass Linke und SVP nicht an 
einer Lösung des Problems interessiert sind, sondern das Problem der 
Ausländerkriminalität weiter bewirtschaften wollen. Trotzdem treibt die 
FDP ihren Gegenvorschlag weiter voran. Der Bundesrat wird eingeladen, 
sich trotz des negativen Entscheids der SPK-N bei seinen Arbeiten für ei-
nen indirekten Gegenvorschlag auf den unter Führung von Nationalrat 
Philipp Müller entwickelten Entwurf der FDP zu stützen.

Schreiben Sie uns:
FDP Schweiz
Redaktion «Freisinn»
Postfach 6136, Neuengasse 20
3001 Bern
gnaegi@fdp.ch

Leserbriefe

Was wäre Weihnachten 
ohne Schokolade?

1 kg FDP-Schöggeli Fr. 40.–

Bestelladresse: FDP Schweiz, Erwin Aebischer, Postfach, 3001 Bern, 
E-Mail: aebischer@fdp.ch, Tel. 031 320 35 25

Weitere Artikel finden Sie unter: www.fdp.ch/shop

NEU – ein Malbuch für Ihre Kinder!
Die besten und witzigsten «FDP-Zeichnungen» 2008 in gebundener 
Ausgabe. 
Pro St. Fr. 3.–

Bestelladresse: FDP Schweiz, Erwin Aebischer, Postfach, 3001 Bern, 
E-Mail: aebischer@fdp.ch, Tel. 031 320 35 25

Weitere Artikel finden Sie unter: www.fdp.ch/shop
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Kurz und bündig

Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
steuerlich fördern – 
Arbeitsplätze sichern

Die FDP und die LPS unterstützen generell die vom Bundesrat vorge-
schlagene Reform der Familienbesteuerung. Namentlich mit dem Betreu-
ungsabzug wird die Vereinbarkeit von Beruf und Familie verbessert und 
Mobilität und Verfügbarkeit der Arbeitnehmer werden erhöht. Das ist ge-
rade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten wichtig. Die FDP hält an der For-
derung nach einer Individualbesteuerung fest.

 Der Bundesrat beabsichtigt die Erhöhung des Kinderabzuges von 
6100 auf rund 8000 Franken. Zusätzlich soll ein Abzug für die Kosten, 
welche durch die Fremdbetreuung von Kindern entstehen, eingeführt wer-
den. Die FDP erachtet diese Massnahmen als zweckmässig. Die Fami-
lien und damit grosse Teile des Mittelstandes können so wirksam entlas-
tet werden. Die FDP-Fraktion hat bereits im Jahr 2007 in parlamenta-
rischen Vorstössen Erhöhungen der Kinderabzüge gefordert. Die FDP 
wird nun die vorgeschlagenen Massnahmen detailliert prüfen und ihre 
Meinung in die Vernehmlassung einfliessen lassen. Mit der steuerlichen 
Entlastung der Familien ist auch der Weg geebnet für den Einheitssatz 
der Mehrwertsteuer. Hier werden gut verdienende Familien etwas mehr 
belastet; die vorliegende Reform bringt die notwendigen Kompensa-
tionen. Da mit der Mehrwertsteuerreform ein Wachstumsimpuls von 0,3 
bis 0,8% BIP ausgelöst werden kann, ist diese Reform dringend nötig. 
Die FDP und die Liberalen bedauern schliesslich den Verzicht auf die Ein-
führung der Individualbesteuerung. Die beiden Parteien werden sich auch 
weiterhin dafür einsetzen und entsprechende Forderungen präsentie-
ren.

Agrarfreihandel mit EU: gut für die 
Schweiz – Ja zur zeitlich befristeten 
Bilanzreserve

Die Schweiz braucht offene Märkte. In Zeiten wirtschaftlichen Ab-
schwungs ist es umso wichtiger, die aussenwirtschaftliche Öffnung vor-
anzutreiben. Dies gilt auch für die Landwirtschaft und die vor- und nach-
gelagerten Bereiche. Deshalb verlangt die FDP seit langem den Abschluss 
eines entsprechenden Freihandelsabkommens mit der EU. Die FDP ist 
mit der vom Bundesrat vorgeschlagenen Schaffung einer zeitlich befris-
teten Bilanzreserve für Begleitmassnahmen einverstanden. Die Begleit-
massnahmen sind im Rahmen des ordentlichen Haushalts zu finanzie-

Vereinbarkeit von Familie und Beruf – ein wichtiges Anliegen für FDP 
und LPS. Bild: Imago Sportfotodienst

ren und der Schuldenbremse zu unterstellen. Steuererhöhungen zur Fi-
nanzierung der Begleitmassnahmen lehnt die FDP ab. Der freie Zugang 
zu ausländischen Märkten gehört zu den wichtigsten Voraussetzungen 
für Wachstum, Beschäftigung und Wohlstand in unserem Land. Dies gilt 
auch für die Landwirtschaft und deren vor- und nachgelagerte Bereiche. 
Diese benötigen eine Zukunftsperspektive, die im Freihandel besteht. 
Die FDP ist sich bewusst, dass die Öffnung der Märkte die Landwirtschaft 
vor erhebliche Herausforderungen stellt und Begleitmassnahmen erfor-
dert. Diese werden der Landwirtschaft und den vor- und nachgelagerten 
Bereichen ermöglichen, den Übergang zu einer offenen Marktsituation 
zu meistern und die neuen Marktpotenziale zu nutzen. Ein Markt mit 500 
Millionen Konsumentinnen und Konsumenten ist eine Chance für die 
Schweizer Landwirtschaft mit ihren qualitativ hochstehenden Produkten. 
Dank Qualität und Innovationskraft – zwei Stärken der Schweiz – hat die 
Landwirtschaft gute Chancen, sich auf einem geöffneten Markt erfolg-
reich zu behaupten.

Eine verantwortungsvolle und vernünf-
tige Lagerung der radioaktiven Abfälle

FDP und Liberale nehmen die Informationen des BFE betreffend der 
Tiefenlagerung der radioaktiven Abfälle zur Kenntnis. Auf der technischen 
Ebene sind alle notwendigen Beweise für eine sichere Tiefenlagerung er-
bracht. Die Probleme für die Standortwahl sind einzig politischer Natur. 
FDP und Liberale begrüssen die Stossrichtung der vorgeschlagenen 
2. Etappe. Sie stehen hinter der Kernenergie als sicherer, C02-freier 
Energiequelle, die auch in Zukunft eine unabhängige Energieversorgung 
gewährleistet. Der Schweizer Energiemix aus erneuerbarer Wasserkraft 
und sauberer Kernenergie bewährt sich heute und in Zukunft. Die Tiefen-
lagerung der radioaktiven Abfälle ist bereits seit Jahren ein heisses Eisen 
in der Schweiz. Notwendig ist eine sachliche Diskussion mit vernünftigen 
und verantwortungsvollen Argumenten aufgrund wissenschaftlicher Analy-
sen. Propaganda und irrationale Angstmacherei sind völlig deplaciert. Mit 
dem Entsorgungsnachweis ist aus wissenschaftlich-technischer Sicht klar, 
dass in der Schweiz an mehreren Orten eine sichere Tiefenlagerung der 
radioaktiven Abfälle möglich ist. Für Mensch und Umwelt bestehen keine 

unkalkulierbaren Risiken. Die Prä-
sentation von sechs möglichen 
Standorten für schwach und mittel-
stark strahlende Abfälle und drei 
möglichen Standorten für hoch-
radioaktive Abfälle ist ein wichtiger 
weiterer Schritt in diesem Dossier. 
Die 2. Phase mit vertieften Abklä-
rungen zur Standortfrage muss zü-
gig beginnen und darf nicht durch 
die Politik blockiert werden.

Für FDP und Liberale ist es mög-
lich und wichtig eine schweize-
rische Lösung zur Tiefenlagerung 
der radioaktiven Abfälle zu finden. 
Die weitere Nutzung der Kernener-
gie ist für eine sichere und unab-
hängige Energieversorgung un-
seres Landes von essenzieller Be-
deutung. 

Kernkraftwerk Gösgen
 Bild: Keystone
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Bilaterale Verträge

Alles oder nichts –
Glaubwürdigkeit der Schweiz erhalten!
Seit dem Nein in der EWR-Abstimmung von 1992 sind Bundesrat, Parlament und der 
Souverän mit grossem Verhandlungs-, Ressourcen- und Abstimmungsaufwand erfolgreich 
den bilateralen Weg mit der EU gegangen. Dieser ist gegen grossen Widerstand durch 
wichtige und klare Abstimmungsresultate bestätigt worden: ja zur Öffnung, nein zur 
Abschottung.

Von Nationalrat Johann N. 
Schneider-Ammann, Langenthal

Verlässlich, glaubwürdig 
und erfolgreich!

Das im Juni 2002 in Kraft getre-
tene Freizügigkeitsabkommen hat 
der Schweiz viele wirtschaftliche, 
kulturelle und gesellschaftliche 
Vorteile gebracht. Es ermöglicht 
Schweizerinnen und Schweizern, in 
der EU zu leben, zu studieren und 
zu arbeiten. Das Gleiche gilt im Ge-
genzug für die EU-Bürgerinnen und 
-Bürger in unserem Land. Unsere 
Wirtschaft hat damit bessere Chan-
cen, das notwendige qualifizierte 
Personal aus dem benachbarten 
Europa zu finden und damit konkur-
renzfähig zu bleiben. Gerade jetzt, 
in konjunkturell schwieriger wer-
denden Zeiten gilt es, unsere Wett-
bewerbskraft zu erhalten. 

Schrittweise und kontrollierte 
Einführung und Erweiterung

Die Umsetzung des Abkommens 
samt seinen flankierenden Mass-
nahmen hat sich nach nun sieben 
Jahren nachweisbar bewährt. Den 
Bedenken der Schweizer Bevölke-
rung wurde Rechnung getragen: Die 
Personenfreizügigkeit wurde schritt-
weise und kontrolliert eingeführt; 
Lohn- und Aufenthaltsbedingungen 
werden kontrolliert. Dasselbe gilt 
für die Erweiterung auf die neuen 
EU-Staaten Bulgarien und Rumä-
nien. Es werden sich keine Schleu-
sen öffnen, die Lohndumping zur 
Folge haben. Ein europäischer So-
zialtourismus, die Strapazierung 
unseres Sozialstaates, ein unkon-
trollierter Zufluss unqualifizierter 

Arbeitskräfte und damit verbunden 
die Verdrängung schweizerischer 
Arbeitnehmer vom einheimischen 
Arbeitsmarkt, wie uns dies linke 
Kreise einreden wollen, lassen sich 
nicht bestätigen. 

Durch ihre gezielte Zuwande-
rungspolitik bekommt die Schweiz 
in Europa die am besten qualifi-
zierten Ausländer. Die Wirtschaft 
zieht aus den bisherigen Erfah-
rungen eine positive Bilanz. Die Zu-
wanderung aus den EU- und Efta-
Staaten ergänzt und stärkt unseren 
Arbeitsmarkt und sein Potenzial. 
Die stärkste Zuwanderung sah man 
in jenen Berufsgruppen, in denen 
die Erwerbstätigen Beschäftigungs-
gewinne erzielten und in früheren 
Abschwungphasen ein rascher Ar-
beitskräftemangel zu verzeichnen 
war. Dies gilt insbesondere für den 
Industriestandort, den Werk- und 
Denkplatz Schweiz.

Wirtschaftswachstum und Wett-
bewerbsfähigkeit hängen wesent-
lich davon ab, ob geeignete Arbeits-
kräfte gefunden und eingestellt 
werden können. Gerade in Zeiten 
aufziehender Konjunkturwolken, 
verursacht durch die weltweite Fi-
nanzmarktkrise, darf die Konkur-
renzfähigkeit des Wirtschaftsstand-
ortes Schweiz nicht unnötig einge-
schränkt werden. 

Zukunft des erfolgreichen 
bilateralen Weges nicht 
gefährden!

Das Ergreifen des Referendums, 
das innen- und parteipolitische Hin 
und Her der grössten bürgerlichen 
Partei im Vorfeld der Abstimmung 
legen dar, dass die Sache nicht zu 
Ende gedacht worden ist. Ein aus 
der SVP entstandenes Pro-Komitee 
führender Wirtschaftsexponenten 
zeigt erfreulicherweise dem wenig 

überzeugenden Slalomkurs der 
Mutterpartei die rote Karte! Im Ab-
stimmungskampf der Gegner neh-
men taktische und innerparteiliche 
Auseinandersetzungen und Pole-
mik überhand. Sie verfolgen nur ein 
Ziel: den Weg in die Zukunft eines 
erfolgreichen bilateralen Weges zu 
verbauen.

Bei einer Ablehnung der Weiter-
führung und Ausdehnung der Per-
sonenfreizügigkeit treten sechs 
Monate nach der offiziellen Kündi-
gung des Abkommens automatisch 
alle übrigen Bilateralen  I ausser 
Kraft. Wichtige Abkommen in den 
Bereichen Abbau technischer Han-
delshemmnisse, öffentliches Be-
schaffungswesen und Forschungs-
zusammenarbeit wären davon be-
troffen. Die Regelung von Anliegen 
und Interessen in Form bilateraler 
Verträge, ja die Zukunft des gesam-
ten bilateralen Weges würden 
grundsätzlich in Frage gestellt.

Die Annahme des Referendums 
eröffnet weder Alternativen noch 
Perspektiven, sondern verursacht 
neue Unsicherheiten und belastet 
die ohnehin schon schwierigen fi-
nanz- und steuerpolitischen Span-
nungsfelder mit Europa. Als export-
abhängiges Land, das jeden dritten 
Franken in Europa verdient, müs-
sen wir den bilateralen Weg weiter 
gehen. Der Verlust an Glaubwürdig-
keit und Verlässlichkeit, verursacht 
durch rückwärtsgerichtete Verhin-
derer, ist ein zu hoher Preis. Erst 
noch würde er nicht von diesen be-
zahlt, sondern von uns allen, durch 
Verlust an Arbeitsplätzen und an 
Wohlstand.

Johann N. Schneider-Ammann

Abstimmung
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Das Jahr 2008 in Bildern
Das ganze Jahr hindurch hat die FDP ihre politischen Aktivitäten durch Zeichnungen des 
Illustrators Trinco dargestellt. Sein Humor wurde auch für unsere Kampagnen und Wahlen 
eingesetzt. Mit dem heute präsentierten Jahresrückblick erinnern wir Bild für Bild an die 
wichtigen Dossiers und die prägenden Ereignisse vom Jahr 2008.

Unsere drei Kernthemen 
April 2008 – Am Parteitag in Bern hat die FDP 

ein klares Zeichen gesetzt. Die Position der Par-
tei in der Schweizer Po-
litiklandschaft wird für 
die Wählerinnen und 
Wähler durchsichtiger. 
Dies dank drei neu defi-
nierten Kernthemen:
1. Mehr und bessere Ar-
beitsplätze
2. Nationaler Zusam-
menhalt und Sicherung 
der Sozialwerke 
3. Schlanker, bürger-
freundlicher Staat 

Seit 20 Jahren hatten 
die Freisinnigen noch nie ein derart klares und 
durchschlagendes Programm. Die drei Kernthe-
men verkörpern die zentralen Werte unseres 
liberalen Gedankengutes. Sie fungieren als Wir-
belsäule unserer politischen Aktivität. Dank den 
Kernthemen wird unsere Politik kohärenter, wirk-
samer und sichtbarer. 
Ein schlanker Staat mit einer niedrigeren 
Mehrwertsteuer

Die unheilige Allianz zwischen Rot-Grün 
und SVP bedroht unsere Sicherheit und 
unsere Arbeitsplätze 

Juni 2008 – Die FDP war ent-
schieden gegen diese Rot-Grün-
SVP-Allianz, die unsere Armee auf 
ein Museumsrelikt reduzieren 
wollte. Die Freisinnigen haben 
dar um auch vehement in die De-
batte eingegriffen. Ohne zeit-
gemäs se Ausrüstung kann es 
keine moderne und wirksame Ar-
mee geben. Es geht um die Sicher-
heit der Schweiz, aber auch um un-
sere Arbeitsplätze. 900 Millionen 
des Rüs tungsprogramms werden 
nämlich in unser Land investiert, 
wodurch so manche KMU und Tau-
sende Arbeitsplätze erhalten wer-
den. 
FDP und LPS sagen JA 
zu einer sicheren Schweiz 

Ausgleich der kalten Progression 
Juli 2008 – Gemäss Kernthema kämpfen FDP 

und LPS an erster Stelle für Arbeitsplätze und 
gegen den Verlust 
der Kaufkraft. Sie for-
dern deshalb den so-
fortigen Ausgleich 
der kalten Progres-
sion.

Damit gingen 600 
Millionen Franken zu-
rück an die Steuer-
zahler. Vor allem der 
Mittelstand würde 
dadurch entlastet. 

CVP und SP, die 
sich stets für die Un-

terstützung der Verbraucher äussern, belassen 
es bei Parolen ohne Taten. 
CVP und SP wollen die Steuerzahler nächs-
tes Jahr 600 Millionen Franken zu viel zahlen 
lassen. 

Gründung der neuen Partei: Tag «X»
Oktober 2008 – Nach einem Verhandlungs-

prozess im Frühling und einer ausführlichen Kon-
sultation im Sommer stimmen die Delegierten-
versammlungen der FDP und der LPS am 25. Ok-
tober ab. Die Gründung der Partei FDP. Die 

Liberalen ist entschieden. Mehrere Jahre ge-
meinsamer Arbeit haben es ermöglicht, dass in 
der Schweiz ein neuer liberaler Pol entsteht. Die 

Entscheidung ist 
vielversprechend: 
Die neue Partei wird 
zur ersten poli-
tischen Kraft in den 
Kantonen, zur zwei-
ten in den Städten 
und zur dritten 
Kraft auf nationaler 
Ebene, knapp hin-
ter der SP.

Die Bundesparla-
mentarier der LPS 
und FDP waren be-
reits seit 2003 in 
einer und dersel-
ben Fraktion ver-
eint. Es handelt 
sich demnach um 
die logische Folge 

MwSt.
Gar nicht so einfach!

Unsere MwSt. ist die 
niedrigste Europas, aber 
wir wohnen am höchsten!

Kein Spiel mit der Sicherheit

Ja zum Rüstungsprogramm 08

Rückblick
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eines längeren Prozesses. Die neue Partei ver-
eint Werte und Projekte von Gleichgesinnten.
FDP. Die Liberalen: Neue Perspektiven – Gute 
Ideen für die Schweiz – FDP-LPS: ein Gewin-
nerteam

AHV-Kampagne:
die sogenannte flexible Rente 

November 2008 – FDP und die LPS sind ent-
schieden gegen die AHV-Initiative der Gewerk-
schaften und der SP. Sie kritisieren zudem die 
populistische und trügerische Kampagne der In-
itianten: In Tat und Wahrheit schlägt die Initia-
tive keine Flexibilisierung vor, sondern eine ge-
nerelle Senkung des Rentenalters: Rentenalter 
62 für 90% der Schweizerinnen und Schwei-
zer. 

Die Jungfreisinnigen sind sich der Tragweite 
dieser Abstimmung bewusst und mobilisieren 
sich entsprechend für die Unterstützung der 
Kampagne: «Kein Raubzug auf die AHV». 
Die drei Affen aus dem japanischen Sprich-
wort erinnern uns daran, dass es sich bei 

Schwierigkeiten nicht lohnt, zu schweigen, 
wegzusehen und wegzuhören.

Den bilateralen Weg nicht zerstören:
JA zu Arbeitsplätzen 

Dezember 2008 – Die Abstimmung über die 
Fortsetzung des bilateralen Weges vom 8. Fe-
bruar 2009 ist für die Schweiz von zentraler Be-
deutung. Die FDP übernimmt das Leadership 
der Befürworter-Kampagne.

Ab dem 1. Dezember 2008 äussern sich FDP 
und LPS auf neue Art und Weise für den bilate-
ralen Weg. Christoph Blocher, Toni Brunner und 
Gleichgesinnte, die nach andauerndem Hin und 
Her nun zum vierten Mal in vier Jahren den bi-
lateralen Weg zerstören wollen, werden humor-
voll, aber direkt angesprochen. Ihre populis-
tische Haltung ist in der Tat verantwortungslos, 
wenn man bedenkt, dass in der Schweiz einer 
von drei Arbeitsplätzen vom Handel mit Europa 
abhängt.
Den bilateralen Weg nicht zerstören, 
JA zu Arbeitsplätzen am 8. Februar 2009
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FDP-Frauen

Gleichstellung

Aktionsplan zur Gleichstellung:
Die Stadt Bern setzt ein klares Zeichen
Die Stadt Bern leistet Pionierarbeit auf dem Gebiet der Gleichstellung von Frau und 
Mann. Als erste Schweizer Gemeinde setzt sie einen eigenen Aktionsplan für die Umset-
zung ihrer Ziele im Bereich Gleichstellung in Kraft. Er wurde von der Fachstelle für Gleich-
stellung von Frau und Mann (FFG) und einer direktionsübergreifenden Arbeitsgruppe 
während des letzten Jahres erarbeitet.

sein. Der Aktionsplan sieht dafür 
unter anderem vor, dass mehr Fach-
frauen an wichtigen Bau- und Pla-
nungsvorhaben der Stadt mitreden 
und den öffentlichen Raum mitge-
stalten. 

Einen dritten Schwerpunkt setzt 
die Stadt bei der Unterstützung von 
jungen Frauen und Männern im 

Schul- und Freizeitbereich. Viertens 
will die Stadt konsequent gegen 
alte und neue Formen geschlechts-
spezifischer Diskriminierung oder 
Gewalt angehen: So wird sie sich 
für ein Stadtbild ohne Werbung mit 
sexistischen Motiven einsetzen, 
die häusliche Gewalt bekämp-
fen und Massnahmen gegen den 

Frauenhandel sowie gegen Zwangs-
heirat ergreifen. Den fünften 
Schwerpunkt will die Stadt bei der 
Gleichstellung innerhalb der Stadt-
verwaltung setzen, um als vorbild-
liche Arbeitgeberin auch weiterhin 
mit gutem Beispiel vorangehen zu 
können.
www.aktionsplan.bern.ch

Von Claudine Esseiva

Fünf Schwerpunkte
für mehr Gleichstellung und 
Lebensqualität

Der Aktionsplan setzt auf fünf 
Schwerpunkte. Erstens will die 
Stadt bessere Voraussetzungen für 
eine partnerschaftliche Aufteilung 
von bezahlter Erwerbs- und unbe-
zahlter Familienarbeit schaffen: 
etwa mit einem weiteren Ausbau 
der Kinderbetreuungsangebote, 
aber auch mit der Förderung der 
Lohngleichheit bei Firmen und In-
stitutionen, die im Auftrag der Stadt 
arbeiten. Zweitens sollen öffent-
liche Einrichtungen, städtische 
Ressourcen und Dienstleistungen 
für Männer wie für Frauen gleicher-
massen attraktiv und zugänglich 

Fünf Fragen an: Carla Speziali
Stadtpräsidentin Locarno (FDP), 
Anwältin, 1 Sohn

1. Was waren Ihre Gründe, sich 
politisch zu engagieren?
Ich war schon immer eine sehr 

engagierte Person. Und für mich 
heisst Politik Engagement: für 
meine Stadt, meine Region, mein 
Land, es bedeutet aber auch Ein-
satz für meine persönlichen Ideen. 
Um dies zu leben und umsetzen zu 
können, entschied ich, mich poli-
tisch zu engagieren. Seit über vier 
Jahren bin ich nun Stadtpräsiden-
tin von Locarno und hatte damit die 
Möglichkeit, die schönen sowie die 
weniger schönen Seiten der Politik 

zu testen. Unter dem Strich darf ich 
sagen, dass sich das Engagement 
bis anhin gelohnt hat. 

2. Was gefällt Ihnen am besten 
an der Schweiz?
Mir gefallen sehr viele Dinge 

meines Landes: die politische Sta-
bilität, das friedliche Zusammenle-
ben verschiedener Kulturen, Spra-
chen und Mentalitäten, die soziale 
Sicherheit, aber auch die Natur, die 
Landschaft, die Schönheiten un-
seres Landes, die Städte und Dör-
fer in der italienischen Schweiz wie 
auch in den übrigen Landesteilen. 
Ich bin stolz darauf, Schweizerin zu 
sein, weil wir das Bindeglied zwi-
schen Nord- und Südeuropa sind 

und weil wir diese Situation Tag für 
Tag in der Realität leben. Speziell 
hier im Tessin. Ich glaube, das ist 
eine typisch schweizerische Eigen-
heit, um die uns viele andere Län-
der, auch in Europa, beneiden. 

3. Was war Ihr politischer Höhe-
punkt?
Sicher die Wahl zur Stadtpräsi-

dentin meiner Stadt Locarno vor 
vier Jahren wie auch die Wieder-
wahl in diesem Jahr.

4. Welchen Ratschlag geben Sie 
einer jungen Politikerin?
Seien Sie immer sich selbst. Le-

ben Sie ihre Ideen, ohne Rücksicht 
auf parteiliche Vorgaben und Paro-
len. Und falls Sie sich für die Poli-

tik entscheiden, ist volles Engage-
ment notwendig, Tag für Tag.

5. Wenn beamen möglich wäre, 
wohin oder in welche Zeit ginge 
Ihre Reise? 
Ich würde mich fünftausend 

Jahre zurückbeamen in die Zeit der 
ägyptischen Hochkultur. Die Ägyp-
ter konstruierten Pyramiden und 
Tempel, die mit unserer heutigen 
Technologie nur schwer in dieser 
Präzision auszuführen wären. 
Ebenso vollbrachte die Medizin, mit 
ihren Heilmethoden und komplexen 
chirurgischen Eingriffen Wunder am 
Menschen. Und Ägypten ist in man-
cherlei Hinsicht der Ursprung für 
unsere eigene Kultur.
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Familienergänzende Betreuungsstrukturen

Das Pilotprojekt Betreuungsgutscheine startet
Die Stadt Luzern leistet Pionierarbeit. Ab dem 1. April 2009 können Eltern Betreuungs-
gutscheine für die familienergänzende Kinderbetreuung im Vorschulalter beziehen. Mit 
diesem neuen Ansatz werden Wahlfreiheit und Chancengleichheit besser gewährt. Eltern 
können neu den Betreuungsplatz frei wählen. Es werden alle Eltern unterstützt und nicht 
wie bisher nur die, die einen Platz in einer subventionierten Krippe haben. 

Von Claudine Esseiva

Systemwechsel
Der Wechsel von der Objektfinanzierung 

(Krippe) zur Subjektfinanzierung (Kind) ist ein 
Novum in der Schweiz. Die Stadt Luzern führt 
als erste Gemeinde in Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) 
dieses Pilotprojekt durch. Ausländische Erfah-
rungen wie zum Beispiel in Hamburg haben ge-
zeigt, dass Betreuungsgutscheine durchaus 
eine pragmatische und effiziente Lösung sind. 
Jetzt gilt es dieses System auch in der Schweiz 
zu testen. Die Erwartungen sind hoch. Man er-
hofft sich, durch diesen Wechsel mehr Dynamik 
in den Markt der familienergänzenden Betreu-
ungsstrukturen (Krippen und Tageseltern) zu 
bringen und somit auch mehr Plätze zu schaf-
fen. Genügend familienergänzende Betreuungs-

strukturen und eine pragmatische und effiziente 
Finanzierung sind der Grundstein für die von der 
FDP geforderten Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. 

Was heisst dies konkret?
Eltern können ab sofort bei der Stadt Luzern 

einen Antrag auf die finanzielle Unterstützung 
durch Betreuungsgutscheine stellen. Die Höhe 
der finanziellen Unterstützung ist abhängig vom 
steuerbaren Einkommen und vom Erwerbspen-
sum der Eltern. Auf der Internetseite der Stadt 
Luzern www.stadtluzern.ch/betreuungsgut-
scheine kann mit einem einfachen Gutschein-
rechner die individuelle Höhe des Betreuungs-
gutscheines online berechnet werden. 

Den Eltern steht anschliessend eine Auswahl 
aus zugelassenen Kindertagesstätten und Ta-
geselternvermittlungen aus der Stadt Luzern 

und Agglomeration zur Verfügung. Somit haben 
die Eltern die freie Wahl, welche Krippe oder Ta-
geseltern für sie am besten geeignet sind. 

Evaluation zur Qualitätssicherung
Die Qualität der Betreuungseinrichtungen 

steht im Zentrum der Evaluation, die durch das 
BSV begleitet wird. Dadurch soll gewährt wer-
den, dass die Qualität durch den Systemwech-
sel nicht leidet. Wenn nötig, werden allfällige 
Anpassungen am Pilotversuch umgehend ein-
geleitet.

Die FDP unterstützt diesen Ansatz. Es zeigt 
sich, dass ein Umdenken stattgefunden hat und 
sich nun Gesellschaft, Politik und Wirtschaft der 
Notwendigkeit bewusst sind und offen sind, 
neue Lösungen zur Verbesserung der aktuellen 
Situation zu prüfen. 

Familienpolitik

Fachtagung zur familienergänzenden Betreuung
Ein Generationenprojekt in privater und staatlicher Verantwortung

Von Claudine Esseiva
Studien des Bundesamtes für 

Statistik (BfS) zeigen, dass jedes 
zweite Kind unter fünf Jahren fami-
lienergänzend betreut wird. Rund 
zwei Drittel der Mütter mit Kindern 
unter fünf Jahren sind, wenn auch 
oft mit einem teilzeitlichen Pen-
sum, erwerbstätig. Aufgrund dieser 
Tatsachen stellt sich heute nicht 
mehr die Frage, ob familienergän-
zende Betreuung im Vorschulalter 
grundsätzlich gut oder schlecht ist, 
sondern wie sie im Interesse des 
Kindes und aller Beteiligten ausge-
staltet und organisiert werden 
kann. 

Die Schweizerische Akademie 
der Geistes- und Sozialwissen-
schaften (SAGW) hat eine Herbst-
tagung zum Thema der familiener-
gänzenden Betreuung organisiert. 
Fachspezialisten, Politiker und Ver-
treter der Wirtschaft debattierten 
über Prioritäten und allfällige Lö-
sungswege. 

Die Präsidentin der FDP-Frauen 
Schweiz, Frau Jacqueline De Quat-
tro, diskutierte zusammen mit 
Frau Lucretia Meier Schatz (CVP), 
Frau Jacqueline Fehr (SP) und Herr 
Toni Bortoluzzi (SVP) über den 
Handlungsbedarf aus der Sicht der 
Politik. Es wurde schnell klar, dass 

FDP, CVP und SP sich der Notwen-
digkeit nach Betreuungsplätzen 
bewusst sind. Es gilt nun zusam-
men, die für die schweizerischen 
Anforderungen angepassten Lö-
sungen (z. B. Betreuungsgut-
scheine) zu finden. Ein genü-
gendes Angebot an Betreuungs-
plätzen ist die Basis für die 
Chancengleichheit. Klar herausge-
strichen wurde, dass die Betreu-
ungsstrukturen kein Ersatz für die 
Familie sind, sondern ergänzend 
zur Familie stehen. Die Anforde-
rungen an Betreuungsstrukturen 
müsse neu überdenkt und allge-
mein gültig festgehalten werden. 

Das Fazit nach dieser interes-
santen Fachtagung: Eine Mehrheit 
des politischen Lebens ist sich des 
Handlungsbedarfs bewusst. Ideo-
logie ist in dieser Diskussion am 
falschen Platz, vielmehr müssen 
Gesellschaft, Staat und Wirtschaft 
gemeinsam Lösungen erarbeiten. 
Wenn wir wollen, dass Familien in 
Zukunft frei entscheiden können, 
wie sie ihr Leben gestalten wollen, 
müssen wir uns nun aktiv um das 
Thema familienergänzende Betreu-
ungsplätze kümmern.

Weitere Informationen können 
Sie unter der Website www.sagw.
ch finden. 
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Wir gratulieren den Gewählten

Jungfreisinnige

Wahlen

Grosserfolg für die Jungfreisinnigen Schaffhausen
Fabian Käslin erklärt das Rezept des Erfolges

Was glaubst du, war der entschei-
dende Faktor im Wahlkampf?
Der Erfolg lässt sich durch meh-

rere Faktoren erklären: Erstens ha-
ben die Jungfreisinnigen ein 
«scharfes» Profil in Schaffhausen. 
Wer uns wählt, weiss, was er wählt: 
weniger Steuern, weniger staatli-
che Bevormundung und mehr Si-
cherheit. Dafür stehen wir kompro-
misslos ein. Zweitens sind wir 
keine Jungpartei, die nur aus Good-
will von ein paar Freisinnigen ge-
wählt wird. Wir sind eigenständig, 
wir sind extrem aktiv, und wir sind 
kein Anhängsel der FDP. Wir sind 
eine kompromisslos freiheitliche 
Partei – deshalb werden wir gewählt 
und nicht bloss, weil wir jung sind. 
Drittens haben wir unterdessen 
eine breite Mitgliederbasis, mit vie-
len sehr engagierten und auch be-
kannten Kandidaten. In einzelnen 
Wahlkreisen konnten wir so einen 
Anteil von sagenhaften 12% errei-
chen. 

Habt ihr auf spezielle Art Wahl-
kampf gemacht?
Mit Facebook und www.jfsh.

mobi. Wichtig ist aber Profil, Profil, 
Profil. Erreichen tut man das mit kla-
ren Aussagen – auch wenn man sich 
damit nicht nur Freunde schafft. Aber 
es gilt: die JF steht für Freiheit. Kom-
promisslos. Dies haben wir in un-

serer Kampagne immerzu klar formu-
liert. Sei es auf Plakaten oder in In-
seraten. Zu diesen klassischen 
Wahlkampfmethoden kommen auch 
neue Projekte ergänzend hinzu: So 
wird das Internet immer wichtiger. 
Hier waren wir einerseits auf dem So-
cial-Network Facebook stark präsent, 
und andererseits haben wir ein sog. 
WAP-Portal für unsere Wähler einge-
richtet: Übers Handy konnte so jeder 
unsere Kandidaten betrachten, un-
ser Programm lesen und unsere Ter-
mine studieren. Diese modernen Va-
rianten des Wahlkampfs werden im-
mer wichtiger und sind erst noch 
günstig.

Was macht euch einzigartig in der 
Schaffhauser Parteienlandschaft, 
so dass man euch gewählt hat?
 Keine andere Partei steht in 

Schaffhausen so deutlich, so kom-
promisslos für Freiheit ein wie die 
JFSH. Wer weniger Staat und mehr 
Freiheit will, wählt die JFSH. Wer 
den Staat massiv zurückbinden 
möchte, wählt die JFSH. Wer tiefe 
Steuern will, wählt die JFSH. Das 
klingt alles nicht sehr neu, nur ste-
hen wir im Vergleich zur FDP oder 
SVP kompromisslos für die Freiheit 
ein. Auch dann, wenn es vielleicht 
mal weh tut. Am Ende zahlt sich 
das positiv aus. Unser Ergebnis hat 
das deutlich gezeigt.

Info

Die Jungfreisinnigen Schaff-
hausen haben bei den Kantons-
ratswahlen einen Grosserfolg 
erzielt. Neu haben sie 2 Sitze 
im Rat und kommen auf einen 
Wähleranteil von 3%. Die jfs gra-
tulieren dem Team ganz herzlich 
und befragen den Präsidenten 
der JFSH, Fabian Käslin, über 
die Erfolgsfaktoren.

Von was oder welcher Aktion 
warst du positiv überrascht?
Positiv überrascht haben mich 

vor allem all «meine» Jungfreisin-
nigen. So viel Engagement, sei es 
beim Plakatekleben, beim Aufstel-
len der Plakate, bei Standaktionen 
oder einfach im Ausgang bei der 
persönlichen Werbung: Den Ein-
satz, welchen die knapp 50 JFSH-
ler im Wahljahr geleistet haben, ist 
unbezahlbar und verdient allerhöchs-
ten Respekt. 

Was würdest du das nächste Mal 
anders machen?
 Anders eigentlich nichts. Aber 

mehr. Das heisst noch mehr Kan-
didaten, noch mehr engagierte 
Mitglieder auftreiben, noch mehr 
Werbung und vor allem: noch 
mehr Freiheit. Damit gewinnt 
man Wahlen.

Was sind die wichtigsten Tipps, 
die man beachten sollte?
Nichts ist wichtiger als Profil. 

Man muss auch einmal andere Mei-
nungen als den Mainstream vertre-
ten können, und gerade als Freisin-
nige muss man das eben auch. 
Man muss es auch in schwierigen 
Zeiten tun: Gerade jetzt in der Fi-
nanzkrise muss man sich als (Jung-)
Freisinniger gegen den wachsen-
den Staat wehren. Nur so ist man 
glaubwürdig und nur so gewinnt 

man nachhaltig – weil glaubwürdig 
– an Profil.

Was sind eure weiteren Ziele?
Die JFSH muss weiter wachsen. 

Im Moment sind wir die jüngste 
Partei in Schaffhausen – der Durch-
schnitt unserer 50 Mitglieder be-
trägt gerade mal 22 Jahre. Wir wer-
den mit unseren beiden Kantons-
räten in der nächsten Legislatur 
sehr aktiv sein, und wir werden als 
Partei auch hie und da wieder eine 
Initiative lancieren oder ein Refe-
rendum ergreifen. Halt immer 
dann, wenn die Freiheit der Bürger 
bedroht ist. Wir sind zuversicht-
lich, dass wir so unseren Wähler-
anteil bei den Wahlen in vier Jah-
ren noch einmal kräftig steigern 
können.

Nihat Tektas Florian Hotz Till HardmeierFabian Käslin
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Jungfreisinnige

Seminar

Tagung «Liberalismus und Islam»
Am Wochenende des 8. und 9. November sind die Jungfreisinnigen anlässlich einer Ta-
gung mit Vertretern der muslimischen Bevölkerung in einen Dialog getreten und haben 
verschiedene Aspekte des Islam und der Integrationspolitik diskutiert.

Von Alain Schreiner, International 
Officer Jungfreisinnige Schweiz

Da demografische Studien eine 
Zunahme des muslimischen Bevöl-
kerungsanteils in der Schweiz pro-
gnostizieren (bis zu 10 Prozent in 
den nächsten 10 Jahren), ist die In-
tegration der muslimischen Glau-
bensgemeinschaft in unser Gesell-
schafts- und Staatsleben für ein 
friedliches Zusammenleben von 
grosser Bedeutung. Angesichts der 
weitreichenden Bedeutung dieser 
Thematik widmeten ihr die Jungfrei-
sinnigen Schweiz eine Tagung.

Zu Beginn der Veranstaltung er-
läuterte Raim Mustafi, Delegierter 
der Vereinigung der Islamischen Or-
ganisationen in Zürich (VIOZ), die 
integrationspolitischen Kernanlie-
gen der muslimischen Bevölke-
rung. Der Dialog zwischen den Re-
ligionsgemeinschaften habe sich in 
den vergangenen Jahren stetig ver-
bessert, und ebenso sei die Akzep-
tanz des Islam in der Bevölkerung 
gestiegen. Um diesen positiven 
Prozess fortzusetzen, seien An-
strengungen von allen beteiligten 
Parteien notwendig. Die Schaffung 

von Transparenz über das Leben in 
muslimischen Glaubensgemein-
schaften, das Einbringen von kon-
struktiven pragmatischen Lösungs-
vorschlägen und eine stärkere 
Anteilnahme am politischen All-
tagsgeschehen seien Herausforde-
rungen für die Muslime. Von staat-
licher Seite forderte Mustafi die re-
gelmässige Durchführung eines 
Erfahrungsaustausches mit den 
Behörden und die Einführung obli-
gatorischer Integrationskurse für 
alle Personen mit Migrationshinter-
grund.

Bassam Tibi, Professor für Inter-
nationale Beziehungen in Göttingen 
(D) und Cornell (USA) und einer der 
führenden Islam-Experten im 
deutschsprachigen Raum, machte 
sich in seinem Referat für einen 
Wertekonsens zwischen dem Islam 
und Europa stark. Grundlage hier-
für bilde die Unterscheidung zwi-
schen dem Islam als friedliche 
Weltreligion und dem Islamismus, 
welcher als fundamentale poli-
tische Bewegung den Islam miss-
brauche und sicherheitspolitisch 
bekämpft werden müsse. Durch ei-

nen Dialog der Religionen in Frie-
den könne der gegenseitige Re-
spekt gestärkt und eine die euro-
päischen Werte beachtende 
islamische Religionslehre vermit-
telt werden.

Der zweite Seminartag stand 
ganz im Zeichen eines Streitge-
sprächs zwischen dem langjährigen 
NZZ-Nahost-Korrespondenten Dr. 
Arnold Hottinger und dem «Weltwo-
che»-Redaktor Dr. Philipp Gut. Nach-
dem beide Teilnehmer in Referaten 
ihre Sichtweise zur Integration und 
Vereinbarkeit von Islam und west-
lichen Grundwerten dargelegt hat-
ten, wurde vorwiegend über den 
Karikaturenstreit und die Darstel-

lung des Islam in den Medien de-
battiert. Die unterschiedlichen 
Standpunkte der Referenten ani-
mierten auch das Publikum, 
welches die Diskussion mit zahl-
reichen Wortmeldungen aktiv mit-
gestaltete.

Diese Tagung ermöglichte den 
Teilnehmenden einerseits, ihr Wis-
sen über den Islam zu stärken, und 
andererseits, mit Vertretern der 
muslimischen Glaubensgemein-
schaft und namhaften Experten in 
Kontakt zu treten. Die Jungfreisin-
nigen werden sich weiterhin für ei-
nen offenen Dialog zwischen den 
verschiedenen Glaubensgemein-
schaften einsetzen.
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Wirtschaft

Liberale Antworten auf die Finanz- und Wirtschaftskrise
Die Finanzkrise hat die Welt und die Schweiz erschüttert und gefährdet zunehmend die 
Realwirtschaft. Wir stehen wirtschaftlich vor der grössten Herausforderung der ver-
gangenen Jahrzehnte. Sind wir als Land, sind wir als Partei gewappnet? 

In den kommenden, wirtschaft-
lich schwierigen Zeiten ist unser 
Land als Exportnation dem Konsu-
mentenstreik der USA und Europas 
ausgesetzt. Allerdings haben un-
sere Unternehmen die Hausaufga-
ben gemacht. Die Produktivität ist 
hoch und finanzielle Reserven wur-
den angelegt. Gleiches gilt für die 
Politik: Dank Schuldenbremse und 
guter Haushaltspolitik von Bundes-
rat Merz war nicht nur das Stüt-
zungsprogramm für die UBS mög-
lich, sondern gibt es auch Munition 
für den Konjunkturabschwung. 

Allerdings: Der Giftschrank linker 
Medizin steht weit offen. Gefordert 
werden Konjunkturprogramme, Ver-
staatlichung von Banken oder Re-
gulierungsoffensiven. Diesem Gift-
mix treten wir entgegen. Die welt-
weite Rezession verteilt die Karten 
im globalen Standortwettbewerb 
neu. Dank guter Wirtschaftspolitik 
überstehen wir nicht nur den Sturm 
heil, sondern können die Chancen 
des Aufschwungs nutzen. Die FDP 
schlägt folgende sechs Massnah-
men vor: 

Vertrauen ins Finanzsystem 
herstellen 

Dafür braucht es wie immer in 
Krisenzeiten Leadership – und 
nicht viele Leader. Beispiel das 
UBS-Rettungspaket: Der Bundesrat 
hat gehandelt, während andere Re-
gierungen ankündigten und mit ih-
ren Parlamenten verhandelten. 
Über Wochen haben Verwaltung 
und Regierung dichtgehalten, was 
unter der Blocher-Ära mit ihrem di-
rekten Draht zur «Weltwoche» un-
möglich gewesen wäre. Nun ist das 
Parlament an der Reihe. Dieses hat 
das Paket rasch anzunehmen. Wie 
viel es den Steuerzahler kosten 
wird, diskutieren wir in drei bis vier 
Jahren. 

Sodann ist die UBS weiter gefor-
dert. Nach dem neuen Besoldungs-
schema und den zusätzlichen Rück-
zahlungen früherer Manager bedarf 
es v. a. einer Lösung des Rechts-
streits mit den USA. US-Bürger, wel-
che auch in der Schweiz strafbaren 
Steuerbetrug verübten, sollen nicht 
geschützt werden. Da in der Finanz-
krise und angesichts des US-Drucks 
nicht auf abschliessende Urteile der 
Gerichte gewartet werden kann, 
braucht es eine innovative Lösung, 
welche das Bankgeheimnis als In-
stitution nicht angreift. 

Keine regulatorischen 
Schnellschüsse 

Wir brauchen bessere, nicht 
mehr Regeln. Verzichten wir des-
halb auf regulatorische Schnell-
schüsse. Keine Panik, keine Rache-
aktionen wie staatlich festgelegte 
Lohnobergrenzen, keine Verstaatli-
chung der Banken oder Banklizenz 
für die Post, keine Überregulierung 
im Aktienrecht, sondern wohlüber-
legte Anpassungen der Spielregeln 
und der Kontrollkompetenzen. Wir 
brauchen nicht mehr, sondern bes-
sere Regulierungen. Vergessen wir 
nicht, dass der Staat mit seiner Po-
litik des billigen Geldes diese Blase 
erst ermöglicht hat. 

Keine unnötigen 
Konjunkturprogramme 

Verzichten wir auf Konjunkturpro-
gramme: Zwar stimmt die FDP den 
begrenzten Massnahmen des 
Bundes zu. Aber weitergehende 
Konjunkturprogramme werden ab-
gelehnt. Sie wirkten meist zu spät, 
waren nicht zielgerichtet und ihr Ef-
fekt wurde bis zu 70% ins Ausland 
exportiert. Mehr noch: Selbst die 
OECD, welche die Staaten zurzeit 
generell zu einer aktiveren Fiskal-
politik aufruft, nimmt hier in ihrem 

jüngsten Bericht zur Wirtschafts-
lage die Schweiz explizit aus. Wei-
terhin haushälterisch mit Geld um-
zugehen, bleibt eine zwingende Tu-
gend. Die Ausgaben der Sozialwerke 
werden in den kommenden Jahren 
wegen der Demografie und des 
schleppenden Wirtschaftswachs-
tums zunehmen, und zusammen 
mit den geplanten Konjunkturpro-
grammen wird nach der Verschul-
dung der Konsumenten die Ver-
schuldung der Staaten zur nächs-
ten Blase. Die Tabelle (Seite 19) 
zeigt, wie die Verschuldung wich-
tiger Staaten weltweit 2009 zuneh-
men wird. Das hat Auswirkungen 
auf die Märkte: So zahlen Italien 
und Griechenland bereits deutlich 
höhere Zinsen für ihre Staatsanlei-
hen als beispielsweise Deutsch-
land. Die Linken werden in den 
kommenden Jahren versuchen, 
über die Wirtschaftskrise die Schul-
denbremse auszuhebeln. Das bie-
tet die Gelegenheit für eine klare 
Gegenposition: Wir müssen viel-
mehr wie bisher die Ausdehnung 
der Schuldenbremse auf ausseror-
dentliche Ausgaben sowie die So-
zialausgaben fordern und beispiels-
weise bei der AHV aktiv vorschla-
gen. Das klare Nein zur AHV-Initiative 
ist hier ein Auftrag für eine liberale 
Politik! 

Entlasten wir Konsumenten 
und Investoren

Die FDP-Delegierten haben be-
reits im September einstimmig den 
Ausgleich der kalten Progression 
auf 2009 gefordert. Das würde 3,2 
Mio. Steuerpflichtige um jährlich 
600 Mio. entlasten. CVP und SP 
haben hier rasches Vorgehen ver-
hindert. Zweitens fordern wir das 
Einfrieren der Gebühren. Verursa-
cherprinzip und Kostendeckung be-
deuten nicht, dass Gebühren end-
los steigen müssen, sondern dass 
auch Staatsbetriebe dank Innova-
tion und Wettbewerb ihre Kosten 
senken und effizienter werden. Drit-
tens fordern wir statt Konjunktur-
programmen steuerliche Anreize 
für die rasche energetische Sanie-
rung von Gebäuden. Hier können 
massiv CO2-Emissionen einge spart, 
die Heizkostenrechnungen der Mie-
ter reduziert und der Gebäudewert 
gesteigert und das Baugewerbe ge-
stützt werden. Doch statt wie von 
links gefordert administrativ auf-
wändig 100 Mio. Franken Steuer-
gelder umzuverteilen und damit in 
einem Renovationsmarkt von 14 
Mrd. Franken wenig zu bewirken, 
schlägt die FDP Steueranreize vor: 
Wie der Forschungsaufwand bei Un-
ternehmen sollen Hauseigentümer 
ihren Renovationsaufwand über 

Differenz

Ledige Familien

   25 000   5   0

   50 000  33  29

   80 000 135  81

  100 000 185 141

  120 000 215 229

  150 000 321 515

  200 000 458 515

  500 000 458 515

Differenz

Ledige Familien

   25 000 5,7%  0

   50 000 6,7% 11,4%

   80 000 7,6%  6,8%

  100 000 5,9%  6,5%

  120 000 4,4%  6,5%

  150 000 4,0%  7,5%

  200 000 3,2%  3,9%

  500 000 0,8%  1,0%
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mehrere Jahre von den Steuern ab-
ziehen können. Damit wird unbüro-
kratisch und rasch eine Renovati-
onswelle ausgelöst. 

Verbesserung 
der Rahmenbedingungen

1. Nutzen wir die Krise für Ver-
einfachungen und fördern wir damit 
den schlanken und bürgernahen 
Staat: Führen wir den MWSt-Ein-
heitssatz ein, der bis 0,8% BIP-
Wachstum auslöst. Das ist wich-
tiger als die populistische Forde-
rung für Parallelimporte bei 
patentgeschützten Gütern, was 
bloss 0,0–0,1% BIP-Wachstum be-
wirkt, aber unsere National Cham-
pions im krisenresistenten Pharma-
sektor ins Ausland treibt. Führen 
wir rasch das Cassis-de-Dijon-Prin-
zip ein, und erlauben wir auch 
Schweizer Produzenten, nach ein-
facheren EU-Standards zu produzie-
ren. Harmonisieren wir die 30 000 
Seiten kantonaler Baugesetze, und 
verbilligen wir so das Bauen. 

Forcieren wir wirtschaftliche 
Öffnung

Schliesslich gilt es die Öffnung 
und Vernetzung der Schweiz weiter-
zuführen. Unser Land kann von der 
Internationalisierung nur gewinnen. 
Am 8. Februar braucht es deshalb 
ein klares Ja zu den bilateralen Ver-
trägen. Ein Nein ist keine Alterna-
tive: Selbst wenn die EU die Guillo-
tine-Klausel nicht sofort anwenden 
würde, würde sie sofort das Zins-
besteuerungsabkommen neu ver-
handeln wollen und damit den Ban-

kenplatz massiv gefährden. Die Bi-
lateralen alleine genügen aber 
nicht. Freihandel ist wie ein Fahr-
rad, das bei Stillstand umzufallen 
droht. Anders als 1930 darf die Glo-
balisierung diesmal nicht fallen. 
Die FDP hat den Bundesrat deshalb 
nach der Wahl Obamas aufgefor-
dert, als Vertreter des Sitzlands der 
WTO eine Initiative zum raschen Ab-
schluss der Doha-Runde zu lancie-
ren. Ein Abschluss hätte Signalwir-
kung. Doch auf die multilaterale 
Schiene alleine können wir uns 
nicht verlassen: Der Bundesrat soll 
deshalb Obama auch die Wieder-
aufnahme der Verhandlungen zu 

einem Freihandelsabkommen an-
bieten, mit der EU das Freihandels-
abkommen im Agrarsektor verhan-
deln und Verhandlungen mit den 
BRIC-Staaten aufnehmen. Gerade 
Letztere sind wichtig: China wird 
künftig mehr Gewicht haben. Beleh-
rungen braucht die Milliardennation 
China weder von der Schweiz noch 
vom Westen generell. Aussenpoli-
tik ist Interessenpolitik. Vergessen 
wir nicht, dass die Kolonialmächte 
vor ca. 150 Jahren China im Opi-
umkrieg den Import von Heroin auf-
gezwungen haben.

Das chinesische Zeichen für 
Krise setzt sich aus den Zeichen 

Gefahr und Chance zusammen. Für 
die FDP als positive Kraft der 
Schweiz gilt es die Chancen zu pa-
cken. Mit unseren Kernthemen Ar-
beitsplätze, Sicherung der Sozial-
werke und bürgernaher Staat sind 
wir programmatisch hervorragend 
dafür placiert. Nun gilt es hier Kurs 
zu halten, konkrete Sachpolitik zu 
machen und bei liberal Denkenden 
Vertrauen zu gewinnen – für 2011 
und die vorgängigen kantonalen 
Wahlen. 

Geschätzte Staatsanleihen 2009 in Mrd. Euro

53 220 69,5 1011 182 238 175 15 80 12 4

In Prozenten des Bruttoinlandprodukts

20,3 13,6 11,1 10,3 9,9 9,4 8,6 7,8 7,0 6,9 0,75*

Griechenland Italien Holland USA England Deutschland Frankreich Irland Spanien Portugal Schweiz

Hauseigentümer sollen Renovationsarbeiten von den Steuern abziehen können. Dies wäre eine von vielen 
Massnahmen. Bild: Mathys Fischer

* basierend auf BIP-Prognose Sept. 2008 des Seco (536 Mrd. Fr.)
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Zweites Vizepräsidium des Nationalrats

Jean-René Germanier ist gewählt
Die FDP-Liberale-Fraktion hat Jean-René Germanier als Kandidaten für das zweite Vizeprä-
sidium des Nationalrats vorgeschlagen. Dieser Sitz steht der FDP turnusgemäss zu. 

Turnusgemäss hat das Parla-
ment in der Dezembersession ei-
nen Kandidaten der Fraktion FDP-
Liberale zum zweiten Vizepräsi-
denten des Nationalrats gewählt. 
Der Gewählte wird 2011 die Bun-
desversammlung präsidieren und 
damit das höchste politische Amt 
der Schweiz innehaben.

Die Fraktion freut sich, mit Jean-
René Germanier über einen her-
vorragenden Kandidaten für das 
wichtige Amt zu verfügen. Dies 
zeigt die Qualität der Fraktion und 
das Engagement ihrer Mitglieder 
für eine liberale Politik in schwie-

rigen Zeiten. Jean-René Germanier 
ist 49 und wohnt in Vétroz, Wallis. 
Er ist einer der erfolgreichsten und 
innovativsten Weinbauern des Wal-
lis. Seit 2003 ist er Nationalrat 
und Mitglied der Kommission für 
Verkehr und Fernmeldewesen, wo 
er sich für mehr Markt, gute Infra-
struktur und Versorgungssicher-
heit einsetzt. Mit ihrem Entscheid 
setzt die Fraktion die Tradition fort, 
für dieses ehrenvolle Amt jeweils 
zwischen einer Kandidatur der 
Deutschschweiz und einer solchen 
aus der lateinischen Schweiz ab-
zuwechseln.

Die gesamte Fraktion freut sich 
über die Wahl von Jean-René Ger-
manier und gratuliert ihm zu die-
sem ehrenvollen Amt.

Fraktion

Jean-René Germanier

Im Rahmen der Neugründung 
der Partei hat die Fraktion zu-
dem ihren Namen angepasst. 
Neu heisst sie:
FDP-Liberale Fraktion 
Groupe libéral-radical 
Gruppo liberale-radicale 
Fracziun liberaldemocratica 
Parliamentary Group 
FDP-The Liberals

Wir wünschen Hans-Rudolf Merz für das 
bevorstehende Präsidialjahr viel Erfolg 
und gutes Gelingen!

Erste Vizepräsidentin 
des Ständerates
Erika Forster-Vannini, Ständerätin SG, 
wurde zur ersten Vizepräsidentin des 
Ständerates gewählt. Damit wird sie 
2010 Ständeratspräsidentin. Wir gratulie-
ren ihr herzlich zur Wahl und wünschen 
ihr in diesem Amt viel Erfolg. 
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Armee

Vom Wert der Sicherheit und der Wert Sicherheit 
Die Unique Selling Proposition der Schweiz – Sicherheit und Freiheit – bildet das Funda-
ment, auf dem unser Land steht: der Wirtschaftsstandort, der Bildungsstandort, ja der 
ganze Lebensraum Schweiz. 

Von Divisionär André Blattmann, 
Chef der Armee ad interim

Die Schweiz verfügt weder über 
Bodenschätze noch über einen ei-
genen Absatzmarkt. Sicherheit und 
Freiheit – das ist unsere Unique 
Selling Proposition. Und die Bot-
schaft kommt an. 2007 verwal-
teten die Banken in der Schweiz 
Kundenvermögen im Wert von über 
5300 Milliarden Schweizer Fran-
ken. Ausländische Kunden, private 
und institutionelle, halten fast 60% 
der Depotbestände. 

Die Schweiz geniesst aber nicht 
nur beim Geld einen guten Ruf, son-
dern hat sich zu einem eigentlichen 
Einwanderungsland gemausert. In 
kein anderes OECD-Land wandern 
gemäss einer OECD-Studie prozen-
tual mehr Personen ein als in die 
Schweiz. Im Jahr 2006 waren es 
86 300 Personen. Was in Deutsch-
land für den Geiz gilt, gilt für deut-
sche Führungskräfte in fast noch 
grösserem Masse für unsere Hei-
mat: Schweiz ist geil! Diese Attrak-
tivität, die unseren Arbeitsmarkt 
zweifellos fit hält, kommt nicht von 
ungefähr.

Freiheit und 
Selbstverantwortung

Hinter der Schweizer Erfolgsge-
schichte steckt letztlich die Idee, 
dass nicht der Staat die Verantwor-
tung für den Bürger trägt, sondern 
der Bürger die Verantwortung für 
den Staat. Deshalb sind wir auch 
mit einmaligen politischen Rechten 
ausgestattet. Zu den Pflichten ge-
hört die Selbstverantwortungskul-
tur, ohne die es keine Freiheit ge-
ben kann. Wer seines Glückes ei-
gener Schmied sein will, darf das 
Eisen nicht beim Staat holen. 

Ein Ausdruck unserer Selbstver-
antwortungskultur ist die Milizar-
mee: Der Bürger wird gezwungen – 

und auf freiwilliger Basis die Bür-
gerin eingeladen – die letzte 
Verantwortung für seine bzw. ihre 
Sicherheit selbst zu tragen. Das ist 
eine gesunde Idee. Die Milizarmee 
beschert uns eine ebenso kluge 
wie demokratisch kontrollierte Ar-
mee und ein recht flexibles Sicher-
heitsinstrument, das für den bünd-
nisfreien Kleinstaat mit seinen 
politisch gewollt tiefen Polizeibe-
ständen ideal ist. Wenn die Mittel 
der Kantone ausgeschöpft sind, 
dann ist die Milizarmee unsere ein-
zige Sicherheitsreserve.

Der Tatbeweis
Die Gemeinschaft funktioniert 

nicht ohne Tatbeweis. Die Milizar-
mee funktioniert nicht ohne Tatbe-
weis. Die Politik ist für die Rahmen-
bedingungen und für eine konsis-
tente Sicherheitspolitik verant-
wortlich. Die Wirtschaft muss bereit 
sein, ihre besten Führungskräfte 
mit der Milizarmee zu teilen. Der 
geeignete Soldat muss bereit sein, 
mehr als das Notwendige zu leis-
ten. Und die Gesellschaft als Gan-

zes muss bereit sein, sich mit dem 
Wert von Sicherheit und Freiheit in 
allen Facetten auseinanderzuset-
zen. 

Der Tatbeweis der Armee im 
Bereich der Kaderausbildung

Die Studie «Military Experience 
and CEOs: Is There a Link?» von 
Korn-Ferry International aus dem 
Jahre 2006 führt zum Schluss, 
dass ehemalige Militärs die besse-
ren Manager sind: «Using share 
price returns as a broad measure 
of performance, the analysis shows 
that S&P 500 companies headed 
by CEOs with military experience 
outperformed other S&P 500 com-
panies in all time frames, particu-
larly the three- and five-year peri-
ods.» 

Die Kaderschule der Armee will 
nicht die x-te theoretische Füh-
rungsschule sein, sondern die 
bes te praktische Führungsschule 
im Land. Jeder durchschnittliche 
Universitätsabgänger kann eine 
Strategie entwickeln, aber die we-
nigsten bringen die operativen Fä-
higkeiten mit, diese Strategie 
umsetzen zu können. Diese opera-
tiven Fähigkeiten lernt man bei der 
Armee: von der Problemerfassung 
über die Lagebeurteilung bis zur 
Einsatzführung über verschiedene 

Stufen und zur Folgeplanung. Im-
mer wieder in zahlreichen Übungen. 
Das gibt Sicherheit und Ruhe für 
komplexe Aufgaben – auch in der 
Privatwirtschaft. 

Ihr persönlicher Tatbeweis
Helfen Sie mit, das Fundament 

der Milizarmee zu stärken. Stellen 
Sie das nächste Mal, wenn Sie eine 
Stelle besetzen müssen, ganz be-
wusst einen jungen Offizier ein. 
Diese jungen Frauen und Männer 
werden Sie nicht enttäuschen. Ich 
weiss, was sie können. Wer bereit 
ist, für die Gemeinschaft mehr als 
das Notwendige zu leisten, der wird 
dies auch für seinen privaten Ar-
beitgeber tun. 

Mit Ihrem persönlichen Engage-
ment helfen Sie mit, jene Werte 
hochzuhalten, welche die Schweiz 
stark machten und machen. Ich 
danke Ihnen für Ihre Unterstützung. 
Wer sich für die Milizarmee ein-
setzt, setzt sich für die Schweiz 
ein. 

André Blattmann

Aktuell
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Sicherheit

Die sicherheitspolitischen Forderungen der FDP
Auszug aus dem sicherheitspolitischen Positionspapier der FDP. Konsolidieren, moderni-
sieren, weiterentwickeln – für eine glaubwürdige und leistungsfähige Armee 

1) Sicherheitspolitische Grund-
lagen überarbeiten: Die FDP for-
dert eine periodische Überprüfung 
und Nachführung der sicherheits- 
und verteidigungspolitischen Grund-
lagen.

2) Modern verstandene Vertei-
digungspolitik: In einem Umfeld, 
das durch einen stabilen Kern und 
eine instabile Peripherie charakte-
risiert ist, muss Verteidigung in 
einem umfassenden Sinne verstan-
den werden. Die drei Armeeauf-
träge sind als Bestandteile eines 
umfassend verstandenen Verteidi-
gungsbegriffs zu verstehen und die 
Übergänge zwischen den Armee-
aufträgen sind fliessend und sollen 
deshalb nicht gegeneinander aus-
gespielt werden. 

3) Streitkräfteentwicklung: 
Die Streitkräfte in unserem Um-
feld richten sich nicht mehr pri-
mär auf die Territorialverteidigung 
aus. Viele Staaten unternehmen 
zivile und militärische Anstren-
gungen, um auf drohende oder be-
reits ausgebrochene Krisen zu
reagieren. Dadurch wird das Auf-
gabenspektrum der Streitkräfte 
erweitert. Die Schweiz muss sich 
diesen Herausforderungen stel-
len und im eigenen Interesse die 
notwendigen Anstrengungen un-
ternehmen. Gemäss Ansicht der 
FDP muss die Armee befähigt wer-
den, vielfältige Aufgaben im Rah-
men einer umfassend verstan-
denen Sicherheitspolitik wahrzu-
nehmen. Diese Anpassung ist als 
Prozess zu verstehen und muss 
schrittweise erfolgen.

4) Finanzielle Stabilität und Pla-
nungssicherheit: Die FDP fordert 
einen finanziellen Grundstock für 
die Armee, der im jährlichen Durch-
schnitt im Bereich von 4 Mrd. 
Schweizer Franken liegt. Wir sind 
der Ansicht, dass Rüstungspro-
gramme künftig in Form von Rah-

menkrediten von vier Jahren vorge-
legt werden sollen. 

5) Kooperationsstrategie kon-
sequent umsetzen: Die FDP setzt 
sich für eine konsequente Umset-
zung der Strategie «Sicherheit 
durch Kooperation» ein. In diesem 
Zusammenhang fordert die FDP die 
Beschaffung von Lufttransportka-
pazitäten. Die glaubwürdige Umset-
zung der Kooperationsstrategie 
bedingt, dass die Schweiz ihre Trup-
penkontingente verschieben, regel-
mässig versorgen und notfalls eva-
kuieren kann. 

6) Erhöhung der Anzahl Durch-
diener: Der Modernisierungspro-
zess der Armee ist darauf auszu-
richten, die Reaktionsfähigkeit und 
Durchhaltefähigkeit der Armee zu 
verbessern. Die FDP fordert, dass 
der Anteil der Durchdiener von 15 
Prozent auf maximal 30 Prozent er-
höht wird. 

7) Erhalt und Weiterentwick-
lung militärischer Kompetenzen: 
Die FDP verlangt, dass die militä-
rische Kompetenz, eine moderne 
Verteidigungsoperation durchzufüh-
ren, erhalten und weiterentwickelt 
werden muss.

8) Aufwuchs: Aufwuchs be-
schreibt einen permanenten Pro-
zess, bei welchem das Leistungs-
potenzial der Armee laufend an die 
aktuelle Risikoanalyse angepasst 
wird. Die FDP fordert eine Armee, 
die angemessen auf alle bekannten 
Bedrohungsformen ausgerichtet 
ist. Das bedingt ein Denken in si-
cherheitspolitischen Varianten, die 
in einem Aufwuchskonzept glaub-
würdig dargelegt werden müssen. 

9) Nationale Sicherheitskoope-
ration verbessern: Die nationale Si-
cherheitskooperation zwischen 
Bund und Kantonen sowie zwi-
schen zivilen und militärischen Mit-
teln ist konsequent voranzutreiben 
und zu verbessern. 

Aktuell

10) Existenzsicherung: Die FDP 
verlangt, dass die Armee nur zeit-
lich begrenzt und zur Abdeckung 
von Spitzen für subsidiäre Siche-
rungseinsätze herangezogen wird. 
Die militärische Sicherheit bedarf 
der dazu notwendigen Mittel. Die 
Kantone sind angehalten, die dau-
ernden Sicherungsaufgaben wie 
den Botschaftsschutz mit eigenen 
Mitteln wahrzunehmen. Für überra-
schend erforderliche Sicherungs-
einsätze und für die militärische Ka-
tastrophenhilfe sind Alarmver-
bände zu prüfen.

11) Internationale Kooperation: 
Es ist eine vertiefte Zusammenar-
beit im Rahmen der PfP sowie eine 
systematische Zusammenarbeit im 
Rahmen der ESVP anzustreben. 
Die FDP fordert den Abschluss 
eines entsprechenden Rahmenab-
kommens mit der EU, um die Zu-
sammenarbeit im zivilen und mili-
tärischen Bereich zu systematisie-
ren, zu strukturieren und auf eine 
solide rechtliche Basis zu stellen.

12) Militärische Friedensförde-
rung: Die FDP verlangt, dass die mi-
litärischen Kapazitäten für die Frie-
densförderung qualitativ und quan-
titativ ausgebaut werden. Das 
potenzielle Einsatzgebiet für solche 
Einsätze richtet sich nach den aus-
sensicherheitspolitischen Interes-
sen. Der bundesrätliche Hand-
lungsspielraum für den Einsatz von 
Truppen ist zu vergrössern, und die 
Attraktivität der Friedensförde-
rungseinsätze ist mittels geeig-
neter Massnahmen zu steigern. 

13) Rüstungspolitik: Die FDP 
setzt sich für eine leistungsstarke 
und wettbewerbsfähige inländische 
Industriebasis im Rüstungsbereich 
ein. Es muss der unternehmerische 
Rahmen geschaffen werden, damit 
rüstungspolitisch bedeutsame Un-
ternehmen im internationalen Wett-
bewerb bestehen können. Gemäss 
Ansicht der FDP sind internationale 
Kooperationsmöglichkeiten im Be-
reich der Rüstungspolitik konse-
quent auszuschöpfen. 

14) Public Private Partnership: 
Die FDP fordert, dass Partner-
schaften zwischen Armee und Wirt-
schaft auch im Bereich der Sicher-
heitspolitik gezielt anzustreben 
sind.

Weitere Informationen
finden Sie auf unserer Home-
page:
www.fdp.ch/Positionspapiere
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Damien Cottier neuer Leiter 
Kommunikation – Mathieu Erb 
künftiger politischer Sekretär 
der Romandie

Damien Cottier war bis Ende Oktober 2008 verantwortlich bei der FDP 
Schweiz für die Romandie. Damien Cottier ist zum neuen Leiter Kommu-
nikation der künftigen FDP. Die Liberalen ernannt worden. Er folgt damit 
auf Christian Weber, der nach sechs Jahren bei der FDP in die Privatwirt-
schaft zurückkehrte. Mathieu Erb, bis vor kurzem politischer Sekretär der 
Liberalen Partei der Schweiz, wird in der neuen Partei Verantwortlicher 
für die Romandie und damit Nachfolger von Damien Cottier.

Seit März 2008 bekleidet der 33-jährige Damien Cottier die Stelle des 
Verantwortlichen für die Romandie der FDP Schweiz. Er verfügt über ei-
nen Diplomabschluss in internationalen Beziehungen der Universität 
Genf (IHEID Genf) und einen Master in Politologie, Geschichte und Geo-
grafie (Universität Neuenburg). Er studierte im Rahmen seiner Ausbil-
dung mehrere Monate an der Humboldt-Universität und an der Freien Uni-
versität Berlin. 2008 hat er ein Nachdiplomstudium für Kommunikation 
am Schweizerischen Public Relations Institut (SPRI) in Freiburg abge-
schlossen. Damien Cottier verfügt über Berufserfahrung in Wirtschaft 
und Politik: Vor seinem Stellenantritt bei der FDP Schweiz arbeitete er 
bei economiesuisse, auf dem Generalkonsulat in New York und beim 
Parteisekretariat der FDP Neuenburg. Während elf Jahren war er Neuen-
burger Grossrat, wo er Fraktionschef und Präsident der Geschäfts- und 
Finanzkommission war. Zudem ist er im Gemeindeparlament in Haute-
rive (NE). 

Mit Mathieu Erb übernimmt der politische Sekretär der Liberalen Par-
tei der Schweiz die Nachfolge von Damien Cottier als politischer Sekre-
tär der Romandie. Mathieu Erb ist 22 Jahre alt und arbeitet seit Juni 
2008 bei der Liberalen Partei der Schweiz. Er verfügt über einen Bache-
lor-Abschluss in Betriebswirtschaft der Universität Neuenburg. Politisch 
engagiert er sich im Neuenburger Kantonsparlament als stellvertretender 
Grossrat, als Mitglied des Gemeindeparlaments von Val-de-Travers, als 
Präsident der Jungliberalen sowohl des Kantons Neuenburg als auch der 
Jungliberalen der Schweiz. Seit deren Zusammenschluss mit den Jung-
freisinnigen ist er auch dort Vorstandsmitglied.

Damien Cottier Mathieu Erb

Fröhliche 
Weihnachten 

und

ein frohes 
neues Jahr 

2009
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